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Swissness und Deklaration: Haltung VSGP


 


Sehr geehrter Herr Aebi, lieber Patrik 


 


Der Verband Schweizer Gemüseproduzenten (VSGP) möchte mit vorliegendem Schreiben, im 


Hinblick auf die bald erscheinende Verordnung, seine Haltung in Sachen Swissness zum Ausdruck 


bringen. Ebenso ist es uns ein Anliegen, dass die Deklaration von Lebensmitteln in Grenzzonen und 


die Herkunftsangaben aus dem Ausland klar geregelt werden.  


 


Swissness; Problematik Anbau in Grenzzonen und in der Freizone Genf 


Im Absatz 4, Artikel 48 (Herkunftsangabe für Waren) des Markenschutzgesetzes steht,   


dass bei Naturprodukten und Lebensmitteln für Schweizer Herkunftsangaben als 


Ort der Herkunft oder der Verarbeitung das schweizerische Staatsgebiet und die 


Zollanschlussgebiete gelten. Der Bundesrat kann die Grenzgebiete definieren, die ausnahmsweise 


für schweizerische Herkunftsangaben auch als Ort der Herkunft oder der Verarbeitung gelten. 


 


 


 Der VSGP hat nachfolgenden Antrag zuhanden der AMS eingereicht. Die darin geäusserte 


Haltung zu den Grenzzonen (inkl. Freizone Genf) entspricht der Position des VSGP zur 


neuen Swissness-Verordnung, welche vor den Sommerferien 2014 in die Vernehmlassung 


gehen sollte. 
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Inhalt Antrag an AMS 


Dachreglement 1.5 Geltungsbereich 


Geographischer Geltungsbereich (Änderungsantrag): 


Mit SUISSE GARANTIE gekennzeichnete Produkte müssen in der Schweiz erzeugt und verarbeitet 


worden sein. Inbegriffen sind die angestammten Flächen1 aus dem das Fürstentum Liechtenstein, die 


der Freizone Genf sowie aus denie in der schweizerischen Gesetzgebung bzw. in Staatsverträgen 


geregelten Grenzzonen. 


Konkret erwartet der VSGP, dass der Bundesrat die angestammten Flächen der Freizone Genf sowie 


aus den geregelten Grenzzonen als „schweizerische Herkunftsangabe“ gelten lässt. Für das 


Fürstentum Liechtenstein  geht bereits aus dem Markenschutzgesetz hervor, dass es sich um ein 


Zollanschlussgebiet handelt.  


Beweggründe 


Der VSGP erachtet die Ausdehnung der Anbaufläche im nahen Ausland während der  letzten 20 Jahre 


als gefährlich und für die Konsumenten als nicht verständlich. Zudem widerspricht der Flächenzu-


wachs im Ausland der Grundidee der Grenzzonen, historisch ansässigen Grenzbetriebe eine 


wirtschaftliche Überlebensbasis zu ermöglichen. Eine starke Expansion war jedoch nie die 


Philosophie. 


Der VSGP wünscht in erster Linie eine Stärkung der Herkunft Schweiz, dies auch im Hinblick auf die 


Diskussion um eine gemeinsame Dachmarke für die Qualitätsstrategie des Bundes. Der VSGP 


betrachtet es auch als sehr wichtig, dass alle Branchen und alle Garantiemarken dieselben 


Anforderungen für die Herkunft verlangen.  


Der Antrag des VSGP erlaubt es, die in den letzten Jahren konstante Flächenzunahme im Ausland zu 


unterbinden und trägt gleichzeitig historischen Besonderheiten in den Grenzregionen Rechnung. Der 


Antrag stützt sich auf die Handhabung der Praxis für Direktzahlungen in der Agrarpolitik. Somit bleibt 


die Herkunftsangabe Schweiz auch in Zukunft glaubwürdig. 


Übergangsfristen 


Da viele Betriebe von einer allfälligen Änderung des Dachreglements der AMS betroffen wären, sind 


Übergangsfristen von mindestens 5 Jahren sinnvoll und gerechtfertigt. In diesen 5 Jahren haben die 


betroffenen Betriebe die Möglichkeit, die Pachtverträge zu künden und die getätigten Investitionen 


(z.B. Bewässerungsanlagen) teilweise abzuschreiben. 


 


Problematik Deklaration 


Betreffend Deklaration hat der VSGP die Haltung, dass die Problematik sauber in der Swissness-


Vorlage geregelt werden muss. Aktuell gibt es Fälle von Ware aus Grenzzonen, in denen Rohstoffe 


mit dem Schweizer Kreuz vermarktet werden dürfen, jedoch auf der Etikette das Herkunftsland 


deklariert werden muss. Diese Deklaration richtet sich nach Art. 15 der Verordnung über die 


Kennzeichnung von Lebensmitteln (vgl. Auszug in der Beilage).  


                                                           
1 Als angestammte Flächen gelten Flächen, die mindestens seit dem 1. Mai 1984 ununterbrochen von einem in der 


schweizerischen Wirtschaftszone wohnenden Produzenten bewirtschaftet werden. (Auszug aus Artikel 17 Flächen im 


Ausland der Verordnung über landwirtschaftliche Begriffe und die Anerkennung von Betriebsformen (LBV)) 
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Die Auslegung der Deklaration liegt aber in der Kompetenz der Kantonschemiker. Die Handhabung in 


den Kantonen ist deshalb sehr unterschiedlich. Die Handhabung in Kombination aus der 


Lebensmittelverordnung und dem Markenschutzgesetz, dass Rohstoffe aus Grenzzonen zwar mit 


dem Schweizer Kreuz vermarktet werden dürfen, jedoch das Herkunftsland deklariert werden muss, 


ist für die Konsumenten unverständlich und schwächt auch die Garantiemarke Suisse Garantie. Der 


VSGP spricht sich deshalb für die nachfolgende Lösung aus: 


 Falls in der Swissness-Vorlage die angestammten Flächen als „Schweizer Herkunft“ 
definiert werden, wird der VSGP fordern, dass Rohstoffe (in diesem Fall Gemüse) dieser 
Betriebe dann auf der Etikette nicht mehr als Frankreich oder Deutschland deklariert 
werden. Dies vor allem aus Glaubwürdigkeitsgründen gegenüber den Konsumentinnen und 
Konsumenten. 
 


Vielen Dank für eine wohlwollende Prüfung und Unterstützung unserer Anliegen. Wir sind überzeugt, 


mit den Vorschlägen tragbare Lösungsansätze für einen starken Markenschutz und eine 


glaubwürdige Deklaration zu bieten. 


 


Freundliche Grüsse 
 


    
Hannes Germann    Pascal Toffel 
Präsident     Direktor 
 
 
 
 
 
 
Beilage: 


- Auszug Verordnung über Kennzeichnung von Lebensmitteln 
 
 
 
Kopie an:  
Schweizer Bauernverband 
Institut für Geistiges Eigentum, Bern 
Swisscofel, Bern 
Bio-Suisse, Basel 
Schweizer Obstverband (SOV), Zug 
Verband Schweizer Kartoffelproduzenten (VSKP), Bern 
IP-Suisse 
 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione VSGP Verband Schweizer Gemüseproduzenten 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Pascal Toffel, Direktor VSGP 


031 385 36 20 


pascal.toffel@gemuese.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26 


3001 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Mit Schreiben vom 20. Juni 2014 laden Sie uns ein, zu den Ausführungsverordnungen zur Swissness-Vorlage Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für 
diese Möglichkeit.  


Grundsätzlich begrüsst der Verband Schweizer Gemüseproduzenten (VSGP) eine möglichst zeitnahe Umsetzung der Vorlage. Im Sinne eines kohärenten 
Vorgehens fordern wir, dass die Verordnung zeitgleich mit der Revision von Art. 15 und Art. 16 der Lebensmittelkennzeichnungsverordnung (SR 
817.022.21) stattfindet. Die genannten Artikel müssen dahingehend geändert werden, dass für Gemüse und andere unverarbeitete Lebensmitteln von 
Schweizerischen Betrieben aus den angestammten Flächen in Grenzzonen und der Freizone Genf das Herkunftsland „Schweiz“ angegeben werden kann.  
 


Der VSGP fordert eine Umsetzung der Swissness-Vorlage, die den Vorgaben auf Gesetzesebene entspricht. Das Parlament hat im Markenschutzgesetz 
den Grundstein für glaubwürdige Swissness-Regelungen gelegt. Diese Vorgaben dürfen nun auf Verordnungsebene nicht aufgeweicht werden. 


 


Markenschutzverordnung  


• Der VSGP begrüsst grundsätzlich die Anpassung der Markenschutzverordnung an die Swissness Regelungen.  


• Der VSGP begrüsst die Bestimmungen zum Löschungsverfahren von Marken wegen Nichtgebrauchs. Sowohl für schweizerische als auch internati-
onale Marken.  


• Die Beibehaltung der Unterscheidungen bezüglich geografischer Herkunftsangaben und zollrechtlichen Ursprungsangaben wird als richtig erachtet.  


 


Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für Lebensmittel 


• Für die Schweizer Landwirtschaft ist diese neue Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für Lebensmittel (HASLV) das 
zentrale Element des vorliegenden Paketes.  


• Der Erlass dieser Verordnung wird begrüsst.  


• Der VSGP unterstützt ausdrücklich den Erlass von Art. 3 lit. b. Besonders zu betonen ist, dass der Anbau in den angestammten Flächen in Grenz-
zonen und der Freizone Genf zu berücksichtigen ist. Die Einhaltung und Kontrollen der schweizerischen Vorgaben muss auf diesen Flächen si-
chergestellt werden. 


• Selbstversorgungsgrad (SVG): Der VSGP sieht ein potentielles Problem darin, dass die Definition von Rohstoffen neben Naturprodukten auch die 
daraus gewonnenen Halbfabrikate und Zutaten für verarbeitete Produkte einschliesst. Gerade beim Gemüse wird oft aus Gründen der Wirtschaft-
lichkeit auf importierte Halbfabrikate zurückgegriffen, welche durch die getroffene Definition den SVG markant „verfälschen“. Dennoch ist der VSGP 
der Meinung, dass die Definition so beibehalten werden kann, zumal sie auch als Anreiz für die inländische Produktion dienen kann (z.B. bei 
Schweizer Tomaten für Tomatenkonzentrat) 


• Beispiel Festlegung der Naturprodukte für bestimmte Verwendungszwecke 


Gerne weisen wir auf eine Fehlinterpretation im Erläuternden Bericht zum „Swissness“-Ausführungsrecht hin. In der Erläuterung zu Art. 8 (S.7) ist 
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ein Beispiel aufgeführt, welches in dieser Form nicht der Realität entspricht. So sind die Schweizer Gemüseproduzenten wohl in der Lage, Tomaten 
für die Weiterverarbeitung (z.B. zu Tomatenpüree) zu produzieren. Der Grund für das Zurückgreifen auf Importware liegt im Preis. Der VSGP ist 
daher der Meinung, dass dieses Beispiel ungeeignet ist und möglicherweise sogar ein falsches Signal aussenden könnte. Es ist daher unbedingt zu 
ersetzen. 


• Wasser: Wasser ist bei der Berechnung der Mindestanteils der Schweizer Rohstoffe grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. Eine Ausnahme kann 
gewährt werden, wenn Mineral- und Quellwasser in der reinen Form als Getränke angeboten werden.  


• Nachweisebene: Die Nachweisebene für verarbeitete Lebensmittel ist das Einwaage-Gewicht gemäss Rezeptur ohne zugesetztes Wasser. Der 
VSGP stimmt dieser Regelung zu.  


• Berücksichtigung von temporären Engpässen: Die temporären Engpässe sind restriktiv zu handhaben. Eine ungenügende Ernte soll erst ab einer 
Ernteeinbusse von 30% den Grund für eine befristete Ausnahme bilden (= Aufnahme des Produktes in Anhang 1 Teil B).  


• Ausnahmen nach Art. 8: Für diese Ausnahmen gibt es im Markenschutzgesetz keine Rechtsgrundlage. Der VSGP kann sich aber vorstellen einer 
restriktiven Ausnahmeregelung zuzustimmen. Aus Sicht VSGP ist wichtig, dass vollständige Transparenz über Ausnahmen geschaffen wird. Das 
vorgeschlagene Verfahren mit dem Einbezug der Branche ist grundsätzlich gut. Es braucht aber eine Regelung, mit der bestimmt wird, wie Produk-
te wieder von Anhang 1 Teil C verschwinden.  


• Täuschungsschutz: In der Verordnung ist eine Bestimmung aufzunehmen, die vorgibt, dass auch beim Einhalten der Verordnungsbestimmungen der 
Grundsatz des Täuschungsschutzes gilt.   


• Der Vollzug der Swissness-Bestimmungen ist zu gewährleisten. Der VSGP ist darüber besorgt, dass konkrete Angaben über die Vollzugskompeten-
zen fehlen.  


Verordnung über das Register für Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse  


• Diese Verordnung betrifft die Landwirtschaft nicht, deshalb verzichtet der VSGP auf eine detaillierte Stellungnahme zu dieser Verordnung.  


Wappenschutzverordnung  


• Der VSGP begrüsst den Erlass und den Inhalt der Wappenschutzverordnung. 


 


Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 


Mit freundlichen Grüssen 


 


VSGP Verband Schweizer Gemüseproduzenten 


Hannes Germann                     Pascal Toffel 


Präsident                                  Direktor 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52n  Die Anforderungen an die Repräsentativität eines Branchenverbandes werden als richtig und 
angemessen erachtet.  


 


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3 Bst. b 


b. die angestammten Flächen 
schweizerischer Landwirt-
schaftsbetriebe in der ausländi-
schen Grenzzone nach Artikel 
17 Absatz 2 der Landwirtschaft-
lichen Begriffsverordnung vom 
7. Dezember 1998. 


Der VSGP möchte an dieser Stelle nochmals seine Position bekräftigen, welche er dem BLW 
bereits im Schreiben vom 13. Juni 2014 (siehe Kopie anbei) kundgetan hat. 
Besonders zu betonen ist, dass der Anbau in den angestammten Flächen in Grenzzonen und 
der Freizone Genf zu berücksichtigen ist. Der VSGP lehnt eine weitere Präzisierung der Flä-
chen durch eine Erweiterung dieses Artikels ab. 
Die Einhaltung und Kontrollen der schweizerischen Vorgaben muss auf diesen Flächen si-
chergestellt werden. Hiermit können private, akkreditierte Inspektionsstellen beauftragt wer-
den, sofern hoheitsrechtliche Einschränkungen eine amtliche Kontrolle dieser Flächen verun-
möglichen. 


 


 


 


 


Art. 4, Abs. 4  
4 Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen 


Wasser, auch Quell- und Mineralwasser, darf nicht dazu verwendet werden aus ausländi-
schen Rohstoffen durch Zugabe von Schweizer Wasser  Schweizer Lebensmittel herzustel-
len. Es darf z.B. nicht sein, dass aus importiertem Apfelsaftkonzentrat durch die Zugabe von 
Schweizer Mineralwasser ein Schweizer Apfelsaft entsteht. Zudem weisen wir darauf hin, 
dass ca. 40% des in der Schweiz verwendeten Trinkwassers Quellwasser ist (weitere 40% 
stammen aus Grundwasser und die restlichen 20% sind aufbereitetes Oberflächenwasser).  
Unbestritten ist, dass ein Mineral- oder Quellwasser, das abgefüllt in seiner reinen Form an 
Konsumenten abgegeben wird mit Swissness ausgezeichnet werden kann, wenn die Quelle 
in der Schweiz liegt. 


 


Art. 4, Abs. 5, Bst. b  . gewichtsmässig vernachläs-
sigbar sind. 


Für diese Bagatellklausel gibt es im Markenschutzgesetz keine Rechtsgrundlage. Es ist daher 
sehr fraglich, ob es zulässig ist auf Verordnungsstufe eine solche Bestimmung zu schaffen.  


 


Art. 5 Abs. 2 
2 Die Berechnung darf aufgrund 
der durchschnittlichen Waren-
flüsse eines Jahres erfolgen. 


Grosse saisonale Unterschiede im Gemüseanbau könnten bei der vorgeschlagenen Berech-
nung der Rohstoffe aufgrund des durchschnittlichen Warenflusses eines Jahres dazu führen, 
dass ein als „Schweizerisch“ geltendes Produkt über Wochen oder Monate kein Schweizer 
Gemüse enthalten könnte. Somit steht die Berechnungsmethode auch den Anstrengungen 
zur Förderung saisonaler und lokal verfügbarer Produkte entgegen. Der VSGP sieht hier ei-
nen Konflikt mit Art. 18 Abs. 3 LMG (Täuschungsverbot, SR 817.0) 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Wünschenswert wäre hier ein Referenzzeitraum, welcher den saisonalen Gegebenheiten 
Gerecht wird und gleichzeitig für die verarbeitende Industrie praktikabel ist. Eine andere Mög-
lichkeit wäre die Berechnung pro Packung. 


Art. 6, Abs. 2 und 3  Der VSGP begrüsst die Regelung ausdrücklich  


Art. 6 Abs. 4 


4 Die Pflicht, nach der Lebens-
mittelgesetzgebung das Produk-
tionsland anzugeben bleibt be-
stehen. 


 
Dementsprechend müssen Art. 15 und Art. 16 der Lebensmittelkennzeichnungsverordnung 
(SR 817.022.21) dahingehend geändert werden, dass für Gemüse und andere unverarbeitete 
Lebensmitteln von Schweizerischen Betrieben aus den angestammten Flächen in Grenzzo-
nen und der Freizone Genf  das Herkunftsland „Schweiz“ angegeben werden kann.  
 


 


Art. 7, Abs. 2 


2 Das WBF kann in Anhang 1 
Teil B Naturprodukte, für eine 
Ernteperiode oder Saison 
befristet aufnehmen, die tempo-
rär aufgrund von unerwarteten 
oder unregelmässig auftreten-
den Gegebenheiten wie Ernte-
ausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz 
produziert werden können. 


Die Aufnahme in Anhang 1, Teil B darf höchstens bis zur Verfügbarkeit der nächsten Inland-
ernte oder Saison erfolgen. Der VSGP geht davon aus, dass befristet in Anhang 1, Teil B 
aufgenommene Naturprodukte automatisch aus der Liste gelöscht werden.  
 
Die temporären Engpässe sind restriktiv zu handhaben. Eine ungenügende Ernte soll erst ab 
einer Ernteeinbusse von 30% den Grund für eine befristete Ausnahme bilden. 


 


Art. 8, Abs. 4 und 5(neu)  


4 Die Ausnahmen nach Art. 8 
werden auf 3 Jahre befristet. 
Die Gesuchsteller müssen vor 
Ablauf dieser Frist die Erneu-
erung der Ausnahme beantra-
gen.  
 
5 Wird der Nachweis erbracht, 
dass die Anforderungen nach 
Abs. 3 nicht mehr erfüllt sind, 
streicht das WBF das betref-
fende Naturprodukt in Anhang 
1 Teil C vor Ablauf der Frist 
nach Abs. 4 


Für die Ausnahmen gemäss Art. 8 gibt es im Markenschutzgesetz grundsätzlich keine 
Rechtsgrundlage! Es ist daher sehr fraglich, ob es zulässig ist auf Verordnungsstufe eine 
solche Ausnahmeregelung zu schaffen. Der VSGP kann jedoch das Bedürfnis für eine Aus-
nahmebestimmung nachvollziehen. Diese muss jedoch sehr restriktiv sein. 
Der unterbreitete Ansatz ist aus Sicht des VSGP gangbar. Zentral ist, dass die Branche bei 
der Festlegung der Ausnahmen einbezogen wird und diesen Ausnahmen grundsätzlich zu-
stimmen muss. Ein reines „Meldeverfahren“ der Ausnahmen würde vom VSGP vehement 
abgelehnt. 
  
Zudem müssen die Ausnahmeregelungen entweder generell befristet werden und damit einer 
regelmässigen Überprüfung der Rechtfertigung der Ausnahme unterstellt werden, oder es ist 
eine Aufhebung der Ausnahme auf Antrag vorzusehen.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 9 


1 Als Selbstversorgungsgrad gilt 
der Anteil der Inlandproduktion 
am gesamten Inlandverbrauch. 
Zum Inlandverbrauch zählt auch 
der Verbrauch für die Herstel-
lung von Exportprodukten. Der 
gesamte Inlandverbrauch ent-
spricht der Summe der Inland-
produktion und der Importe von 
Rohstoffen. 


Im Verordnungsentwurf ist eine Definition des Selbstversorgungsgrades mit Inlandproduktion 
(Inlandproduktion + Import von Rohstoffen) vorgenommen worden. Einerseits soll damit der 
Tatsache Rechnung getragen, dass auch für die exportierten Produkte genügend Rohstoffe 
vorhanden sein müssen. Andererseits kann dadurch der SVG unter eine gesetzliche Schwelle 
(50 oder 20%) fallen. Das hat zur Konsequenz, dass weniger Rohstoffe inländischer Herkunft 
verwendet werden müssten. Die Inlandproduktion kann so ein „Opfer“ des Exporterfolges der 
Lebensmittelindustrie werden. Eine Alternative könnte die einfache SVG-Formel Inlandpro-
duktion / Inlandverbrauch sein. Aus Sicht des VSGP ist es zudem falsch, dass bei der Be-
rechnung des SVG auch der aktive Veredelungsverkehr berücksichtigt wird. Dadurch sinkt der 
SVG. Der aktive Veredelungsverkehr wird i.d.R. aus preislichen Gründen gemacht, d.h. weil 
die Exporteure die höheren Schweizer Preise nicht bezahlen wollen. Der Veredelungsverkehr 
ist daher nicht eine Folge der mangelnden Verfügbarkeit der Rohstoffe, sondern eine Frage 
des Preises. Daher ist der Veredelungsverkehr bei der Berechnung des SVG auszuklammern. 


 


Art. 10, Abs. 2 (neu)  


2 Absatz 1 wird beim Ablauf 
von  befristeten Erleichterun-
gen z.B. gemäss Art. 4, Abs. 2, 
Bst. b in Verbindung mit An-
hang 1 Teil B nicht angewen-
det.  
 


Beim Ablauf von befristeten Erleichterungen ist keine verlängerte Verwendung der Herkunfts-
angabe Schweiz während 12 weiteren Monaten zu gewähren.  


 


Art. 11  


Lebensmittel, die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung 
hergestellt wurden, dürfen noch 
bis zum 31. Dezember 2018 
2017 [2 Jahre ab Inkrafttreten 
Entscheid des Bundesrates] mit 
einer Herkunftsangabe, die dem 
bisherigen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


Diese Übergangsbestimmung ist nicht nötig. Mit einer Inkraftsetzung der Verordnung per 
1.1.2016 bleibt den Herstellern genügend Zeit. 


 


Art. 12  Diese Verordnung tritt am 
1.1.2016 in Kraft 


Gemäss Erläuterungen soll die vorliegende Verordnung per 1. Januar 2017 in Kraft treten. 
Der Entscheid soll vom Bundesrat voraussichtlich Ende 2015 getroffen werden. Diese Verzö-
gerung kann nicht erwünscht sein. Das Inkrafttreten hat nach Sicht des VSGP mit der Anpas-
sung der entsprechenden Verordnungen im Lebensmittelgesetz zu geschehen.   


 


Anhänge 1 und 2 gene-
rell   Der VSGP unterstützt den Erlass von 2 Anhängen  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Anhang 2 
Selbstversorgungsgrade sollten 
erneut geprüft werden. 
 


Ein Aggregieren von Produkten führt zu einem falschen Selbstversorgungsgrad (Beispiel 
Blattsalate) in dieser Liste. Bei mehreren Produkten wird ein 100% Selbstversorgungsgrad 
zugewiesen, obwohl dies nicht der Fall ist (Randen, Küchenkräuter, Kürbisse – vgl. Zollstatis-
tik). Gewisse dieser Produkte erreichen die Vollversorgung nur während der zeitlich begrenz-
ten Inlandsaison, in der übrigen Zeit nicht. Daher widerspricht Anhang 2 grundlegend dem 
ansonsten in der Verordnung angewandten Konzept der Jahresdurchschnitte. 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


Siehe allgemeine Be-
merkungen    


    


WSchV / OPAP / OPSP 
Siehe allgemeine Be-
merkungen    


    


 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness    


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position          
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Fédération suisse des vignerons 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Chantal Aeby Pürro 


031 398 52 60 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26 


3007 Berne 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Par lettre du 20 juin 2014, vous nous invitez à prendre position sur les ordonnances d’exécution “Swissness” et nous vous en remercions. 


La Fédération suisse des vignerons (FSV) souhaite une mise en oeuvre plus rapide du projet “Swissness”. En effet, les ordonnances devraient entrer en vigueur au plus tard 
le 1er janvier 2016.  


Parmi les quatre ordonnances en consultation, la FSV a porté son attention sur la nouvelle ordonnance sur l’indication de provenance “Suisse” pour les denrées alimentaires 
(OIPSD). 


Nous constatons que le projet proposé ne contient pas moins de cinq exceptions à la règle du 80 % du poids des matières premières définies à l’art. 48b, al. 2 de la LPM, soit 


• les produits naturels qui ne peuvent pas être produits au lieu de provenance en raison des conditions naturelles 


• les produits naturels qui ne sont temporairement pas disponibles en quantité suffisante au lieu de provenance 


• les produits naturels qui ne sont pas suffisamment disponibles, avec un taux d’approvisionnement inférieur à 50 % ou 20 % 


• les produits naturels qui ne peuvent pas être produits en Suisse sur la base des exigences techniques 


• la clause “bagatelle” pour des produits négligeables en terme de poids. 


Les trois premières exceptions sont prévues dans la LPM, tandis qu’il n’en va pas de même pour les deux dernières. Celles-ci ne reposent sur aucune base légale dans la 
LPM. C’est pourquoi la FSV demande expressément la suppression de l’art. 8 proposé dans l’OIPSD. 


Notre analyse de l’OIPSD se concentre sur les points suivants : 


a) Territorialité (art. 3) 


La limitation géographique des zones frontalières aux surfaces cultivées par tradition à l’étranger depuis 1984 n’est pas réaliste et pas applicable dans la pratique. 
Pour le “Swissness”, il faut tenir compte des surfaces cultivées par des exploitations suisses dans la zone frontalière avant le 1er janvier 2014. Les zones franches 
de Genève et de Saint-Gingolph doivent également être prises en compte en totalité dans la zone “Swissness”. Il convient cependant de prendre des mesures pour 
garantir que la production se conforme aux prescriptions suisses également dans ces zones. De plus, il faut veiller à harmoniser avec la présente ordonnance les di-
spositions du droit des denrées alimentaires relatives à la déclaration de la provenance des produits. 
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b) Produits ne répondant pas aux exigences de qualité (art. 8) 


C’est l’exception de trop qui affaiblit considérablement le “Swissness”. Il s’agit d’une concession inacceptable faite à l’industrie agro-alimentaire et elle va poser de 
gros problèmes d’application et de contrôle. 


c) Taux d’approvisionnement (art. 9) 


La formule proposée n’est pas satisfaisante. En effet, la prise en compte des exportations contribue à faire baisser le TAA et à permettre l’utilisation de produits 
étrangers tout en permettant le maintien de l’indication “Suisse”. Là encore, c’est un affaiblissement de notre revendication d’un “Swissness” fort. Par ailleurs, dans 
le même ordre d’idée, nous contestons le cadeau fait à l’industrie de considérer systématiquement, en cas de doute sur le statut, chaque produit comme une matière 
première. 


Finalement, nous demandons impérativement de séparer les mousseux des vins blancs dans le calcul du taux d’auto-approvisionnement. En plus d’avoir comme 
conséquence de faire passer les blancs sous la barre fatidique des 50 %, cette agrégation ne se justifie pas, car l’utilisation industrielle des mousseux et des blancs 
standards n’est pas la même. Il s’agit donc bien de deux catégories différentes. 


d) Délais transitoires et d’entrée en vigueur 


Aujourd’hui déjà, l’indication “Suisse” est utilisée sans base légale et les fabricants de denrées alimentaires n’ont guère de scrupule pour induire en erreur le con-
sommateur. Il est donc urgent de mettre en oeuvre dans les meilleurs délais la législation “Swissness”, à savoir au 1er janvier 2016.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, let b 


b. les surfaces cultivées par tradi-
tion par des exploitations agricoles 
suisses dans la zone frontière 
étrangère avant le 1er janvier 2014, 
définie à l’art. 17, al. 2, de 
l’ordonnance du 7 décembre 1998 
sur la terminologie agricole et la 
reconnaissance des formes 
d’exploitation 


La reprise de la notion de surfaces cultivées par tradition n’a pas sa place dans la législation 
“Swissness“. Il faut définir comme date de référence le 1er janvier 2014. 


 


Art. 3, let c (nouveau) c. les zones franches de Genève et 
de St-Gingolph 


Les zones franches sont fortement ancrées dans l’histoire. Elles sont aujourd’hui incluses dans le trafic 
rural de frontière. La production de ces zones est réglementée. Pour entrer en Suisse, chaque produit 
doit être accompagné d’un certificat de zone qui garantit que sa provenance est bien dans les limites 
définies. 


Il convient de relever que les producteurs des zones franches doivent produire selon les mêmes exi-
gences que les producteurs suisses, notamment en ce qui concerne les PER ou le cahier des charges 
de la marque de provenance Suisse Garantie. Cela est valable en particulier pour la production laitière, 
les céréales et les légumes. 


Se référant à la latitude donnée au Conseil fédéral à l’art. 48, al. 4 de la loi sur la protection des 
marques (LPM), la FSV demande le rajout d’un alinéa c) pour inclure les zones franches de Genève et 
de St-Gingolph dans la présente ordonnance. 
 


 


Art. 8 Supprimer 


La FSV rejette catégoriquement cet article. Tout d’abord, elle relève que la LPM ne contient pas de base 
légale pour les exceptions prévues. Puis, malgré sa formulation restrictive, cet article ouvre la porte à la 
multiplication des exceptions. 


Cet article est extrêmement problématique dans son application. Il n’a pas sa raison d’être dans cette 
ordonnance. Si effectivement la nécessité “technique“ impose le recours à des matières premières 
étrangères, le fabricant ne doit pas pouvoir utiliser la marque suisse. La “naturalisation“ de produits 
étrangers pour des raisons techniques crée une brèche géante dans la mise en œuvre de “Swissness“. 


 


Mster 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Cette possibilité met en cause la crédibilité même du système et elle est de nature à tromper le con-
sommateur. 


Si malgré la ferme opposition de la FSV, cet article était maintenu, les exceptions prévues devraient 
pour le moins être limitées à trois ans. Le cas échéant, ce délai permettrait à la production suisse de 
s’adapter aux exigences de la transformation pour fournir le produit dans la qualité demandée. 


Art. 9 


1Par taux d’auto-approvisionne-
ment, on entend la part de la pro-
duction suisse sur l’ensemble de la 
consommation indigène, y compris 
la consommation indigène pour 
la fabrication de produits 
d’exportation. La consommation 
indigène totale correspond à la 
somme de la production suisse et 
des importations de matières pre-
mières. 


La consommation indigène pour la fabrication de produits étrangers ne doit pas être prise en compte 
pour le calcul du taux d’auto-approvisionnement. Si tel était le cas, ce taux pourrait facilement toucher 
en-dessous de 50 % ou de 20 %, ce qui aurait pour conséquence d’augmenter la part de produits non 
suisses. En outre, il n’est pas juste de prendre en compte les produits transformés dans le cadre du 
trafic de perfectionnement, qui conduirait encore à une baisse de certains taux.  


Relevons encore que certains taux calculés par l’OFAG dans l’annexe sont difficilement justifiables, à 
l’exemple du vin blanc, calculé à 49 %. Selon nos calculs, ce taux est aujourd’hui de 58 à 60 %. 
 


  


Art. 12 La présente ordonnance entre en 
vigueur le 1er janvier 2016. 


D’après le commentaire, l’ordonnance devrait entrer en vigueur le 1er janvier 2017. Le Conseil fédéral en 
décidera probablement à la fin 2015. La FSV ne comprend pas que l’entrée en vigueur de cette ordon-
nance soit repoussée d’une année. Elle demande donc que l’entrée en vigueur soit fixée au 1er janvier 
2016. Il est aussi imaginable que l’OIPSD seule entre en vigueur le 1er janvier 2016 et que les autres 
ordonnances concernant “Swissness“ entrent en vigueur ultérieurement. 


 


Annexe 2 
Kirsch, abricotine, williams, spé-
cialités d’eau-de-vie, etc. 
 


Le kirsch, l’abricotine, la williams et d’autres spécialités d’eau-de-vie doivent être indiqués, étant donné 
que ces spiritueux sont proposés sous leur nom propre et que les spiritueux donnent leur nom aux pro-
duits transformés. La rubrique “Eaux-de-vie n.d.a.“ figurant dans le projet ne peut certainement pas 
afficher un TAA de 0 %. 
 


 


Annexe 2 Séparer la catégorie des vins 
mousseux et des vins blancs 


Selon les explications données par l’OFAG, il semblerait qu’il y ait un problème de traduction entre 
Weissweine (uniquement les blancs) et Weisse Weine (également les mousseux). Or, pour des raisons 
évidentes, le taux d’autoapprovisionnement (TAA) des mousseux est extrêmement faible et l’intégration 
de ceux-ci à la catégorie des vins blancs ferait chuter le TAA des blancs. En plus d’avoir comme consé-
quence de faire passer les blancs sous la barre fatidique des 50 %, cette agrégation ne se justifie pas, 
car l’utilisation industrielle des mousseux et des blancs standards n’est pas la même. Il s’agit donc bien 
de deux catégories différentes. 
En outre, nous demandons également, pour l’ensemble des vins, de sortir du calcul des importations les 
vins importés en contenant de moins de 2 litres, car de telles quantités sont très clairement destinées au 
consommateur final et n’ont donc pas à être prises en compte dans des calculs liés à une utilisation 
industrielle. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


  Pas de remarque  


    


WSchV / OPAP / OPSP 
 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness    


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position          
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Association suisse des vignerons-encaveurs indépendants (ASVEI) 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Jacques Humbert, président 


022 361 90 73 


Adresse / Indirizzo 


 


Rue du Château 


1266 Duillier 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Par lettre du 20 juin 2014, vous nous invitez à prendre position sur les ordonnances d’exécution “Swissness” et nous vous en remercions. 


L’ASVEI souhaite une mise en oeuvre plus rapide du projet “Swissness”. En effet, les ordonnances devraient entrer en vigueur au plus tard le 1er janvier 2016.  


Parmi les quatre ordonnances en consultation, l’ASVEI a porté son attention sur la nouvelle ordonnance sur l’indication de provenance “Suisse” pour les denrées alimentaires 
(OIPSD). 


Nous constatons que le projet proposé ne contient pas moins de cinq exceptions à la règle du 80 % du poids des matières premières définies à l’art. 48b, al. 2 de la LPM, soit 


• les produits naturels qui ne peuvent pas être produits au lieu de provenance en raison des conditions naturelles 


• les produits naturels qui ne sont temporairement pas disponibles en quantité suffisante au lieu de provenance 


• les produits naturels qui ne sont pas suffisamment disponibles, avec un taux d’approvisionnement inférieur à 50 % ou 20 % 


• les produits naturels qui ne peuvent pas être produits en Suisse sur la base des exigences techniques 


• la clause “bagatelle” pour des produits négligeables en terme de poids. 


Les trois premières exceptions sont prévues dans la LPM, tandis qu’il n’en va pas de même pour les deux dernières. Celles-ci ne reposent sur aucune base légale dans la 
LPM. C’est pourquoi l’ASVEI demande expressément la suppression de l’art. 8 proposé dans l’OIPSD. 


Notre analyse de l’OIPSD se concentre sur les points suivants : 


a) Territorialité (art. 3) 


La limitation géographique des zones frontalières aux surfaces cultivées par tradition à l’étranger depuis 1984 n’est pas réaliste et pas applicable dans la pratique. 
Pour le “Swissness”, il faut tenir compte des surfaces cultivées par des exploitations suisses dans la zone frontalière avant le 1er janvier 2014. Les zones franches 
de Genève et de Saint-Gingolph doivent également être prises en compte en totalité dans la zone “Swissness”. Il convient cependant de prendre des mesures pour 
garantir que la production se conforme aux prescriptions suisses également dans ces zones. De plus, il faut veiller à harmoniser avec la présente ordonnance les di-
spositions du droit des denrées alimentaires relatives à la déclaration de la provenance des produits. 
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b) Produits ne répondant pas aux exigences de qualité (art. 8) 


C’est l’exception de trop qui affaiblit considérablement le “Swissness”. Il s’agit d’une concession inacceptable faite à l’industrie agro-alimentaire et elle va poser de 
gros problèmes d’application et de contrôle. 


c) Taux d’approvisionnement (art. 9) 


La formule proposée n’est pas satisfaisante. En effet, la prise en compte des exportations contribue à faire baisser le TAA et à permettre l’utilisation de produits 
étrangers tout en permettant le maintien de l’indication “Suisse”. Là encore, c’est un affaiblissement de notre revendication d’un “Swissness” fort. Par ailleurs, dans 
le même ordre d’idée, nous contestons le cadeau fait à l’industrie de considérer systématiquement, en cas de doute sur le statut, chaque produit comme une matière 
première. 


Finalement, l’ASVEI demande impérativement de séparer les mousseux des vins blancs dans le calcul du taux d’auto-approvisionnement. En plus d’avoir comme 
conséquence de faire passer les blancs sous la barre fatidique des 50 %, cette agrégation ne se justifie pas, car l’utilisation industrielle des mousseux et des blancs 
standards n’est pas la même. Il s’agit donc bien de deux catégories différentes. 


d) Délais transitoires et d’entrée en vigueur 


Aujourd’hui déjà, l’indication “Suisse” est utilisée sans base légale et les fabricants de denrées alimentaires n’ont guère de scrupule pour induire en erreur le con-
sommateur. Il est donc urgent de mettre en oeuvre dans les meilleurs délais la législation “Swissness”, à savoir au 1er janvier 2016.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, let b 


b. les surfaces cultivées par tradi-
tion par des exploitations agricoles 
suisses dans la zone frontière 
étrangère avant le 1er janvier 2014, 
définie à l’art. 17, al. 2, de 
l’ordonnance du 7 décembre 1998 
sur la terminologie agricole et la 
reconnaissance des formes 
d’exploitation 


La reprise de la notion de surfaces cultivées par tradition n’a pas sa place dans la législation 
“Swissness“. Il faut définir comme date de référence le 1er janvier 2014. 


 


Art. 3, let c (nouveau) c. les zones franches de Genève et 
de St-Gingolph 


Les zones franches sont fortement ancrées dans l’histoire. Elles sont aujourd’hui incluses dans le trafic 
rural de frontière. La production de ces zones est réglementée. Pour entrer en Suisse, chaque produit 
doit être accompagné d’un certificat de zone qui garantit que sa provenance est bien dans les limites 
définies. 


Il convient de relever que les producteurs des zones franches doivent produire selon les mêmes exi-
gences que les producteurs suisses, notamment en ce qui concerne les PER ou le cahier des charges 
de la marque de provenance Suisse Garantie. Cela est valable en particulier pour la production laitière, 
les céréales et les légumes. 


Se référant à la latitude donnée au Conseil fédéral à l’art. 48, al. 4 de la loi sur la protection des 
marques (LPM), l’ASVEI demande le rajout d’un alinéa c) pour inclure les zones franches de Genève et 
de St-Gingolph dans la présente ordonnance. 
 


 


Art. 8 Supprimer 


L’ASVEI rejette catégoriquement cet article. Tout d’abord, elle relève que la LPM ne contient pas de 
base légale pour les exceptions prévues. Puis, malgré sa formulation restrictive, cet article ouvre la 
porte à la multiplication des exceptions. 


Cet article est extrêmement problématique dans son application. Il n’a pas sa raison d’être dans cette 
ordonnance. Si effectivement la nécessité “technique“ impose le recours à des matières premières 
étrangères, le fabricant ne doit pas pouvoir utiliser la marque suisse. La “naturalisation“ de produits 
étrangers pour des raisons techniques crée une brèche géante dans la mise en œuvre de “Swissness“. 


 


Mster 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Cette possibilité met en cause la crédibilité même du système et elle est de nature à tromper le con-
sommateur. 


Si malgré la ferme opposition de l’ASVEI, cet article était maintenu, les exceptions prévues devraient 
pour le moins être limitées à trois ans. Le cas échéant, ce délai permettrait à la production suisse de 
s’adapter aux exigences de la transformation pour fournir le produit dans la qualité demandée. 


Art. 9 


1Par taux d’auto-approvisionne-
ment, on entend la part de la pro-
duction suisse sur l’ensemble de la 
consommation indigène, y compris 
la consommation indigène pour 
la fabrication de produits 
d’exportation. La consommation 
indigène totale correspond à la 
somme de la production suisse et 
des importations de matières pre-
mières. 


La consommation indigène pour la fabrication de produits étrangers ne doit pas être prise en compte 
pour le calcul du taux d’auto-approvisionnement. Si tel était le cas, ce taux pourrait facilement toucher 
en-dessous de 50 % ou de 20 %, ce qui aurait pour conséquence d’augmenter la part de produits non 
suisses. En outre, il n’est pas juste de prendre en compte les produits transformés dans le cadre du 
trafic de perfectionnement, qui conduirait encore à une baisse de certains taux.  


Relevons encore que certains taux calculés par l’OFAG dans l’annexe sont difficilement justifiables, à 
l’exemple du vin blanc, calculé à 49 %. Selon nos calculs, ce taux est aujourd’hui de 58 à 60 %. 
 


  


Art. 12 La présente ordonnance entre en 
vigueur le 1er janvier 2016. 


D’après le commentaire, l’ordonnance devrait entrer en vigueur le 1er janvier 2017. Le Conseil fédéral en 
décidera probablement à la fin 2015. L’ASVEI ne comprend pas que l’entrée en vigueur de cette ordon-
nance soit repoussée d’une année. Elle demande donc que l’entrée en vigueur soit fixée au 1er janvier 
2016. Il est aussi imaginable que l’OIPSD seule entre en vigueur le 1er janvier 2016 et que les autres 
ordonnances concernant “Swissness“ entrent en vigueur ultérieurement. 


 


Annexe 2 
Kirsch, abricotine, williams, spé-
cialités d’eau-de-vie, etc. 
 


Le kirsch, l’abricotine, la williams et d’autres spécialités d’eau-de-vie doivent être indiqués, étant donné 
que ces spiritueux sont proposés sous leur nom propre et que les spiritueux donnent leur nom aux pro-
duits transformés. La rubrique “Eaux-de-vie n.d.a.“ figurant dans le projet ne peut certainement pas 
afficher un TAA de 0 %. 
 


 


Annexe 2 Séparer la catégorie des vins 
mousseux et des vins blancs 


Selon les explications données par l’OFAG, il semblerait qu’il y ait un problème de traduction entre 
Weissweine (uniquement les blancs) et Weisse Weine (également les mousseux). Or, pour des raisons 
évidentes, le taux d’autoapprovisionnement (TAA) des mousseux est extrêmement faible et l’intégration 
de ceux-ci à la catégorie des vins blancs ferait chuter le TAA des blancs. En plus d’avoir comme consé-
quence de faire passer les blancs sous la barre fatidique des 50 %, cette agrégation ne se justifie pas, 
car l’utilisation industrielle des mousseux et des blancs standards n’est pas la même. Il s’agit donc bien 
de deux catégories différentes. 
En outre, l’ASVEI demande également, pour l’ensemble des vins, de sortir du calcul des importations les 
vins importés en contenant de moins de 2 litres, car de telles quantités sont très clairement destinées au 
consommateur final et n’ont donc pas à être prises en compte dans des calculs liés à une utilisation 
industrielle. 
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


  Pas de remarque  


    


WSchV / OPAP / OPSP 
 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness    


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position          
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione VITISWISS, Fédération suisse pour le développement d’une vitiviniculture durable 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Chantal Aeby Pürro 


031 398 52 60 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26 


3007 Berne 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch





 
 


  


2/6 


 
 


 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Par lettre du 20 juin 2014, vous nous invitez à prendre position sur les ordonnances d’exécution “Swissness” et nous vous en remercions. 


VITISWISS souhaite une mise en oeuvre plus rapide du projet “Swissness”. En effet, les ordonnances devraient entrer en vigueur au plus tard le 1er janvier 2016.  


Parmi les quatre ordonnances en consultation, VITISWISS a porté son attention sur la nouvelle ordonnance sur l’indication de provenance “Suisse” pour les denrées alimen-
taires (OIPSD). 


Nous constatons que le projet proposé ne contient pas moins de cinq exceptions à la règle du 80 % du poids des matières premières définies à l’art. 48b, al. 2 de la LPM, soit 


• les produits naturels qui ne peuvent pas être produits au lieu de provenance en raison des conditions naturelles 


• les produits naturels qui ne sont temporairement pas disponibles en quantité suffisante au lieu de provenance 


• les produits naturels qui ne sont pas suffisamment disponibles, avec un taux d’approvisionnement inférieur à 50 % ou 20 % 


• les produits naturels qui ne peuvent pas être produits en Suisse sur la base des exigences techniques 


• la clause “bagatelle” pour des produits négligeables en terme de poids. 


Les trois premières exceptions sont prévues dans la LPM, tandis qu’il n’en va pas de même pour les deux dernières. Celles-ci ne reposent sur aucune base légale dans la 
LPM. C’est pourquoi VITISWISS demande expressément la suppression de l’art. 8 proposé dans l’OIPSD. 


Notre analyse de l’OIPSD se concentre sur les points suivants : 


a) Territorialité (art. 3) 


La limitation géographique des zones frontalières aux surfaces cultivées par tradition à l’étranger depuis 1984 n’est pas réaliste et pas applicable dans la pratique. 
Pour le “Swissness”, il faut tenir compte des surfaces cultivées par des exploitations suisses dans la zone frontalière avant le 1er janvier 2014. Les zones franches 
de Genève et de Saint-Gingolph doivent également être prises en compte en totalité dans la zone “Swissness”. Il convient cependant de prendre des mesures pour 
garantir que la production se conforme aux prescriptions suisses également dans ces zones. De plus, il faut veiller à harmoniser avec la présente ordonnance les di-
spositions du droit des denrées alimentaires relatives à la déclaration de la provenance des produits. 
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b) Produits ne répondant pas aux exigences de qualité (art. 8) 


C’est l’exception de trop qui affaiblit considérablement le “Swissness”. Il s’agit d’une concession inacceptable faite à l’industrie agro-alimentaire et elle va poser de 
gros problèmes d’application et de contrôle. 


c) Taux d’approvisionnement (art. 9) 


La formule proposée n’est pas satisfaisante. En effet, la prise en compte des exportations contribue à faire baisser le TAA et à permettre l’utilisation de produits 
étrangers tout en permettant le maintien de l’indication “Suisse”. Là encore, c’est un affaiblissement de notre revendication d’un “Swissness” fort. Par ailleurs, dans 
le même ordre d’idée, nous contestons le cadeau fait à l’industrie de considérer systématiquement, en cas de doute sur le statut, chaque produit comme une matière 
première. 


Finalement, VITISWISS demande impérativement de séparer les mousseux des vins blancs dans le calcul du taux d’auto-approvisionnement. En plus d’avoir 
comme conséquence de faire passer les blancs sous la barre fatidique des 50 %, cette agrégation ne se justifie pas, car l’utilisation industrielle des mousseux et des 
blancs standards n’est pas la même. Il s’agit donc bien de deux catégories différentes. 


d) Délais transitoires et d’entrée en vigueur 


Aujourd’hui déjà, l’indication “Suisse” est utilisée sans base légale et les fabricants de denrées alimentaires n’ont guère de scrupule pour induire en erreur le con-
sommateur. Il est donc urgent de mettre en oeuvre dans les meilleurs délais la législation “Swissness”, à savoir au 1er janvier 2016.  


 







 
 


  


4/6 


 
 


Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, let b 


b. les surfaces cultivées par tradi-
tion par des exploitations agricoles 
suisses dans la zone frontière 
étrangère avant le 1er janvier 2014, 
définie à l’art. 17, al. 2, de 
l’ordonnance du 7 décembre 1998 
sur la terminologie agricole et la 
reconnaissance des formes 
d’exploitation 


La reprise de la notion de surfaces cultivées par tradition n’a pas sa place dans la législation 
“Swissness“. Il faut définir comme date de référence le 1er janvier 2014. 


 


Art. 3, let c (nouveau) c. les zones franches de Genève et 
de St-Gingolph 


Les zones franches sont fortement ancrées dans l’histoire. Elles sont aujourd’hui incluses dans le trafic 
rural de frontière. La production de ces zones est réglementée. Pour entrer en Suisse, chaque produit 
doit être accompagné d’un certificat de zone qui garantit que sa provenance est bien dans les limites 
définies. 


Il convient de relever que les producteurs des zones franches doivent produire selon les mêmes exi-
gences que les producteurs suisses, notamment en ce qui concerne les PER ou le cahier des charges 
de la marque de provenance Suisse Garantie. Cela est valable en particulier pour la production laitière, 
les céréales et les légumes. 


Se référant à la latitude donnée au Conseil fédéral à l’art. 48, al. 4 de la loi sur la protection des 
marques (LPM), VITISWISS demande le rajout d’un alinéa c) pour inclure les zones franches de Ge-
nève et de St-Gingolph dans la présente ordonnance. 
 


 


Art. 8 Supprimer 


VITISWISS rejette catégoriquement cet article. Tout d’abord, elle relève que la LPM ne contient pas de 
base légale pour les exceptions prévues. Puis, malgré sa formulation restrictive, cet article ouvre la 
porte à la multiplication des exceptions. 


Cet article est extrêmement problématique dans son application. Il n’a pas sa raison d’être dans cette 
ordonnance. Si effectivement la nécessité “technique“ impose le recours à des matières premières 
étrangères, le fabricant ne doit pas pouvoir utiliser la marque suisse. La “naturalisation“ de produits 
étrangers pour des raisons techniques crée une brèche géante dans la mise en œuvre de “Swissness“. 


 


Mster 
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Cette possibilité met en cause la crédibilité même du système et elle est de nature à tromper le con-
sommateur. 


Si malgré la ferme opposition de VITISWISS, cet article était maintenu, les exceptions prévues devraient 
pour le moins être limitées à trois ans. Le cas échéant, ce délai permettrait à la production suisse de 
s’adapter aux exigences de la transformation pour fournir le produit dans la qualité demandée. 


Art. 9 


1Par taux d’auto-approvisionne-
ment, on entend la part de la pro-
duction suisse sur l’ensemble de la 
consommation indigène, y compris 
la consommation indigène pour 
la fabrication de produits 
d’exportation. La consommation 
indigène totale correspond à la 
somme de la production suisse et 
des importations de matières pre-
mières. 


La consommation indigène pour la fabrication de produits étrangers ne doit pas être prise en compte 
pour le calcul du taux d’auto-approvisionnement. Si tel était le cas, ce taux pourrait facilement toucher 
en-dessous de 50 % ou de 20 %, ce qui aurait pour conséquence d’augmenter la part de produits non 
suisses. En outre, il n’est pas juste de prendre en compte les produits transformés dans le cadre du 
trafic de perfectionnement, qui conduirait encore à une baisse de certains taux.  


Relevons encore que certains taux calculés par l’OFAG dans l’annexe sont difficilement justifiables, à 
l’exemple du vin blanc, calculé à 49 %. Selon nos calculs, ce taux est aujourd’hui de 58 à 60 %. 
 


  


Art. 12 La présente ordonnance entre en 
vigueur le 1er janvier 2016. 


D’après le commentaire, l’ordonnance devrait entrer en vigueur le 1er janvier 2017. Le Conseil fédéral en 
décidera probablement à la fin 2015. VITISWISS ne comprend pas que l’entrée en vigueur de cette 
ordonnance soit repoussée d’une année. Elle demande donc que l’entrée en vigueur soit fixée au 1er 
janvier 2016. Il est aussi imaginable que l’OIPSD seule entre en vigueur le 1er janvier 2016 et que les 
autres ordonnances concernant “Swissness“ entrent en vigueur ultérieurement. 


 


Annexe 2 
Kirsch, abricotine, williams, spé-
cialités d’eau-de-vie, etc. 
 


Le kirsch, l’abricotine, la williams et d’autres spécialités d’eau-de-vie doivent être indiqués, étant donné 
que ces spiritueux sont proposés sous leur nom propre et que les spiritueux donnent leur nom aux pro-
duits transformés. La rubrique “Eaux-de-vie n.d.a.“ figurant dans le projet ne peut certainement pas 
afficher un TAA de 0 %. 
 


 


Annexe 2 Séparer la catégorie des vins 
mousseux et des vins blancs 


Selon les explications données par l’OFAG, il semblerait qu’il y ait un problème de traduction entre 
Weissweine (uniquement les blancs) et Weisse Weine (également les mousseux). Or, pour des raisons 
évidentes, le taux d’autoapprovisionnement (TAA) des mousseux est extrêmement faible et l’intégration 
de ceux-ci à la catégorie des vins blancs ferait chuter le TAA des blancs. En plus d’avoir comme consé-
quence de faire passer les blancs sous la barre fatidique des 50 %, cette agrégation ne se justifie pas, 
car l’utilisation industrielle des mousseux et des blancs standards n’est pas la même. Il s’agit donc bien 
de deux catégories différentes. 
En outre, VITISWISS demande également, pour l’ensemble des vins, de sortir du calcul des importa-
tions les vins importés en contenant de moins de 2 litres, car de telles quantités sont très clairement 
destinées au consommateur final et n’ont donc pas à être prises en compte dans des calculs liés à une 
utilisation industrielle. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 


Consultation relative au droit d’exécution Swissnes s 


Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swi ssness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 


Formulaire pour la saisie de la prise de position 


Formulario per il parere 


 


Organisation / Organisation / Organizzazione GVZ Gemüseproduzenten-Vereinigung des Kantons Zürich und Umgebung 


Industriestrasse 10 


8112 Otelfingen 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Präsident Walter Leuzinger, 044 750 38 30, walterleuzinger@bluewin.ch 


Geschäftsführer Kaspar Widmer, 079 342 09 22, k.widmer@gvz-rossat.ch  


Adresse / Indirizzo  


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument  zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position  en format Word 
par courrier électronique  facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di d ocumento Word . Grazie. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par r apport aux différents articles / Osservazioni sui s ingoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3 


Keine Verwendung der Be-
zeichnung „Schweiz“ für Aus-
landflächen gemäss heutigem 
Lebensmittelrecht. 


Das heutige Lebensmittelrecht lässt die Bezeichnung „Schweiz“ für keinerlei Auslandflächen 
zu, wie das in den Erläuterungen zu dieser Verordnung zu Artikel 3 beschrieben ist.  


 


Alternativer Antrag  
zu Art. 3 


Zulassung der Auslandflächen 
gemäss Entwurf HASLV unter 
der Bedingung, dass  ohne jede 
Ausnahme   
• alle ökologischen Anforde-


rungen  
• vor Ort (also auch im Aus-


land)  
• durch schweizerische Kon-


trollorganisationen  
• nach schweizerischen 


Grundlagen kontrolliert wer-
den.  


Die Bezeichnung „Schweiz“ muss überall auf den gleichen Grundlagen basieren. Eine Un-
gleichbehandlung bei der Kontrolle der ökologischen Produktion zwischen Anbauflächen in 
der Schweiz und im Ausland führt zu Wettbewerbsverzerrung bei der Produktion und Verunsi-
cherung und Vertrauensverlust der Herkunftsbezeichnung bei den Konsumenten.  


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Er zeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits no n agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non  agricoli 


WSchV / OPAP / OPSP 
 


Muster 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Rathgeb’s Bioprodukte 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Walter Koch, Leiter Projekte 


Fixnet 052 744 00 06, Mobile 079 666 24 49 


walter.koch@rathgeb-bio.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Rohräcker 


8476 Unterstammheim 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Als grösserer Biogemüse- und Kartoffel- Anbaubetrieb sind wir Mitglied diverser Organsationen wie Bio-Suisse, VSGP (Verband Schweiz. Gemüseprodu-
zenten) sowie wie deren Sektionen. Da wir einerseits in der Grenzzone nicht angestammtes Land bewirtschaften und andererseits mit unseren Anliegen bei 
den zugehörenden VSGP-Sektionen nicht angemessen angehört bzw. zuwenig ernst genommen wurden, nehmen wir als stark betroffener Betrieb direkt 
Stellung zu der “Vernehmlassung des Ausführungsrechtes Swissness”. 


Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für Lebensmittel 


Die Gebietseinschränkung der Grenzgebiete auf die seit 1984 bewirtschafteten angestammten Flächen im Ausland ist nicht realistisch. So gehören zum 
Beispiel all unsere Flächen im Grenzgebiet NICHT zu den angestammten Flächen. Für die Swissness sind die im Grenzgebiet bewirtschafteten Flächen zu 
berücksichtigen, die vor dem 1.1.2014 von Schweizer Betrieben bewirtschaftet werden. Damit würden Befürchtungen entkräftet, dass sich diese Flächen in 
Zukunft „unkontrollierbar“ ausdehne; zulasten der Betriebe, welche davon nicht profitieren. Das erwähnte Stichdatum kann auch damit begründet werden, 
dass alle betroffenen Landwirte spätestens seit 2014 wissen, dass Land in Grenzzonen bei Swissness umstritten ist. Wir können aber auch damit leben, 
dass bei Landantritt in Grenzzonen überhaupt kein Stichdatum gilt bzw. all jene Flächen zur Schweizer Produktion gehören. Wichtig erscheint uns in diesen 
Zusammenhang, dass die Arbeit auf diesen Flächen durch Arbeitskräfte ausgeführt wird, welche nach Schweizer Recht angestellt und entlöhnt werden, was 
bei unserem Betrieb zutrifft. 


Wenn die Produkte von unseren Flächen in der Grenzzone nicht mehr als Schweizer Produkte ausgezeichnet werden könnten, hätten wir vermutlich KEINE 
Vermarktungsmöglichkeit mehr dafür auf dem Schweizer Gemüsemarkt. Zudem würde es einen „empfindlichen“ Flächenanteil unseres Betriebes betreffen. 


Bei der vorgeschlagenen Lösung muss gewährleistet werden, dass auch auf diesen Flächen nach Schweizer Vorschriften produziert wird. Gemäss unseren 
Erfahrungen (Biokontrolle durch bio.inspecta ist eine Kontrolle von Flächen in der Grenzzone problemlos möglich. Zudem ist dafür zu sorgen, dass die Best-
immungen im Lebensmittelrecht für die Deklaration der Herkunft von Produkten generell auf die vorliegende Verordnung abgestimmt werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52f, Abs. 1 Formulierung ändern: „…“ Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil… .   
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HASLV / OIPSD / IPSDA 


    


Art. 3, Bst. b  


b. die angestammten Flächen 
schweizerischer Landwirt-
schaftsbetriebe in der ausländi-
schen Grenzzone, die vor dem 
1.1.2014 bewirtschaftet werden. 
nach Artikel 17 Absatz 2 der 
Landwirtschaftlichen Be-
griffsverordnung vom 7. De-
zember 1998. 


Der Rückgriff auf die angestammten Flächen schweizerischer Landwirtschaftsbetriebe ist 
nicht mehr aktuell. Mittlerweile werden auch viele nicht-angestammte Flächen von Schweizer 
Landwirtschaftsbetrieben bewirtschaftet, welche auf diesen Flächen Nahrungsmittel für den 
Schweizer Markt herstellen. Eine Unterscheidung in Produkte von angestammten und nicht-
angestammten Flächen wäre logistisch nicht zu bewältigen und würde für die Schweizer 
Grenzlandwirte zu hohen Einbussen führen. Wenn ein Stichdatum für die Begrenzung der 
Zupacht von Flächen in der Grenzzone eingeführt werden soll, könnte der 1.1.2014 in Be-
tracht gezogen werden. Die Einhaltung und die Kontrollen der schweizerischen Vorgaben 
muss auf diesen Flächen sichergestellt werden.  
 
Aus unserer Sicht ist zudem wichtig, dass die Bestimmungen im Lebensmittelrecht für die 
Deklaration der Herkunft von Produkten aus den Grenzzonen auf die vorliegende Verordnung 
abgestimmt werden. 
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IG Dinkel Inforama 3552 Bärau Tel 034 409 37 38 Fax 034 409 37 10 info@urdinkel.ch www.urdinkel.ch 


 13. Oktober 2014 
 
 
 
 


 
Bundesamt für Landwirtschaft 
Patrik Aebi 
Mattenhofstrasse 5 
3007 Bern 


 
 
 
 
 
Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness – betr. Inlandanteil Dinkel 
 
 
Sehr geehrter Herr Aebi 


Die IG Dinkel unterstützt grundsätzlich die Eingabe des Schweizerischen Getreide-


produzentenverbandes SGPV, besonders die zum uns betreffenden Artikel 12, Anhang 2: 


1) Der SGPV schlägt vor, die Positionen des Getreides jeweils nach Zollkontingentnummer 


zusammenzufassen. So wäre es Sicht eine Vereinfachung, alle Getreide, welche unter das 


Zollkontingent 27 „Brotgetreide“ fallen, zusammenzufassen. Damit fällt die Schwierigkeit des 


Zuteilens von Getreide der Tarifnummer 1001.9032 auf verschiedene Brotgetreidearten weg. 


Die Selbstversorgungsgrade werden für die Brotgetreide bei beiden Berechnungweisen im 


Bereich zwischen 50% und 100 % bleiben. 


2) Falls es nicht möglich ist, die unter „Brotgetreide“ fallenden Rohstoffe zusammenzufassen, 


muss Dinkel separat aufgeführt werden. Ausserdem darf kein „Mengkorn“ oder andere 


Getreide unter die Position Einkorn und Emmer fallen. Die Sondermeldungen müssen in 


diesem Fall korrekt aufgeteilt werden und die nicht zuteilbare Mengen unter der Position 


„Brotgetreide a.n.g“ aufgeführt werden. Bei der Berechnung des SSGA für Dinkel sind die 


Daten und die Berechnung gemäss IG Dinkel zu beachten.  


Dinkel  


Wie bereits erwähnt ist die Verwendung der Zolltarifnummern sowie die Bedeutung und 


Behandlung der Sondermeldungen unklar. Es darf kein „Mengkorn“ oder andere Getreide unter 


die Position Einkorn und Emmer fallen. Falls Dinkel eine eigene Position im Anhang 2 bildet, 


müssen die Sondermeldungen korrekt aufgeteilt werden und nicht zuteilbare Mengen unter der 


Position „Brotgetreide a.n.g“ aufgeführt werden. 
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In der folgenden Tabelle sind alle, für Dinkel relevanten Zolltarife aufgeführt, sowie der im 


Vergleich zur verwertbaren Inlandernte errechnete Inland-Anteil der letzten Jahre 


ausgewiesen: 


 


 


Wir bitten Sie, die Notwendigkeit einer Aufteilung der Produkte im Bereich Brotgetreide zu 


überprüfen und falls diese tatsächlich gemacht werden muss, die Berechnung der effektiven 


Importe von Dinkel zu überprüfen. 


Besten Dank! 


 


Mit freundlichen Grüssen 


 


Thomas Kurth, Geschäftsführer Sabine Jenni, Präsidentin 


  


1001.9921 912 1104.2913 1101.0043 1001.9929 05 Total Importe Total inland Anteil


Jahr Dinkel oder Spelz Dinkelkörner Mehl von Dinkel Dinkel f. PopsFlakes* Dinkel im Spelz Dinkel im Spelz Inland


to to to to to to %


2008 5401 1 51 5501 10970 66.6


2009 2580 6 17 2621 11'090 80.9


2010 3922 22 39 4028 12'826 76.1


2011 3662 290 33 4128 17'408 80.8


2012 4866 150 49 522 5691 12'550 68.8


2013 2860 63 43 408 3438 11'230 76.6


Quelle BLW BLW BLW BLW SwissGranum


*Dinkel, zur Herstellung v on Erzeugnissen durch Aufblähen oder Rösten; Zollposition v or 2012 inex istent








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Swiss granum 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Stephan Scheuner 


031 385 72 76 / scheuner@swissgranum.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Postfach 7957 
3001 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga, sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann, sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen zur neuen Gesetzgebung “Swissness” und benutzen gerne die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Wir bedanken uns im Voraus für die Berücksichtigung unserer Argumente. 


Als Branchenorganisation verweisen wir vorab darauf, dass die in swiss granum vertretenen Organisationen der Produktion, der Sammelstellen und des 
Handels sowie der ersten und zweiten Verarbeitungsstufe ihre Stellungnahmen zur Vorlage teilweise auch direkt abgeben werden. 


Unsere wichtigsten Positionen im Überblick: 


• Wir lehnen eine unterschiedliche Behandlung der angestammten und der anderen, im Ausland liegenden Flächen eines Betriebes mit Sitz in der 
Schweiz oder im Fürstentum Lichtenstein ab. 


• Wasser wird bei der Berechnung des erforderlichen Mindestanteils schweizerischer Rohstoffe ausgeschlossen. 


• Die Berechnungen zur Erfüllung des erforderlichen Mindestanteils schweizerischer Rohstoffe erfolgt aufgrund der durchschnittlichen Warenflüsse 
eines Kalenderjahres. 


• Die Branchenorganisationen sind bei der Berechnung der Selbstversorgungsgrade sowie bei Änderungen der Anhänge der HASLV vorgängig zu 
konsultieren. Gleichzeitig sind die Berechnungsgrundlagen offenzulegen. 


Wir danken Ihnen im Voraus, dass Sie unsere Argumente und Forderungen bei der Entscheidung berücksichtigen. Für weitere Informationen stehen wir 
gerne zur Verfügung. 


 


Mit freundlichen Grüssen 


swiss granum 


Olivier Sonderegger Stephan Scheuner 
Präsident  Direktor 


 







 
 


  


3/5 


 
 


Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 
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MSchV / OPM / OPM 


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


HASLV, Art 3b 


die angestammten als landwirt-
schaftliche Nutzflächen gelten-
den Flächen schweizerischer 
Landwirtschaftsbetriebe in der 
ausländischen Grenzzone nach 
Artikel 17 Absatz 2 1 der Land-
wirtschaftlichen Begriffsverord-
nung vom 7. Dezember 1998. 


Eine unterschiedliche Behandlung der angestammten und der anderen, im Ausland liegenden 
Flächen eines Betriebes mit Sitz in der Schweiz oder im Fürstentum Lichtenstein lehnen wir 
ab. Einerseits ist eine Gleichbehandlung für die Planbarkeit der Fruchtfolge dieser Landwirt-
schaftsbetriebe wichtig, zumal sonst die Erntemengen aus den im Ausland liegenden Flächen 
separat vermarktet werden müssen, obwohl die gleichen ökologischen Anforderungen gelten. 
Andererseits wäre diese separate Vermarktung logistisch für die Sammelstellen und ihre 
nachgelagerten Betriebe nicht umsetzbar, da bereits heute die Lagerkapazitäten in den 
Sammelstellen eingeschränkt sind. 
 


 


HASLV, Art. 4, Abs.4 


Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen, soweit es 
nicht natürliches Mineralwasser 
oder Quellwasser ist. 


Für Quell- und Mineralwasser darf keine Ausnahme gemacht werden. Quellwasser kann wie 
Trinkwasser verwendet werden, worin ein Missbrauchspotential besteht. Davon ausgenom-
men ist Wasser aus Schweizer Quellen, das als reines Quell- oder Mineralwasser verkauft 
wird. 


 


HASLV, Art. 4, Abs.5, 
Bst. b 


nicht mehr als 3% des Einwaag-
gewichtes ausmachen ge-
wichtsmässig vernachlässigbar 
sind. 


Im Markenschutzgesetz besteht für diese Regelung keine Rechtsgrundlage, welche jedoch für 
bestimmte Zusatz- und Hilfsstoffe Sinn ergeben kann. Im Falle einer Ausnahmeregelung 
muss jedoch ein eindeutiger Grenzwert festgelegt werden, damit Missbrauch vermieden wer-
den kann. Die verwendete Formulierung lässt zu viel Spielraum, denn die mengenmässige 
Einschränkung ist insbesondere beim Einsatz von Naturprodukten und daraus hergestellten 
Rohstoffen wichtig. Die anteilsmässig kleinen Mengen sind keine Rechtfertigung für den Ein-
satz von Import- anstelle von Inlandrohstoffen. 


 


HASLV, Art 5, Abs. 1 
…wenn sie nach Artikel 5 4, Ab-
sätze 2 und 3 von der Berech-
nung ausgeschlossen sind. 


Korrektur des falschen Verweises. 
 


HASLV, Art 5, Abs. 2 


Die Berechnung darf aufgrund 
der durchschnittlichen Waren-
flüsse eines Kalenderjahres 
erfolgen. 


In den Erläuterungen zur HASLV wird vom „Kalenderjahr“ gesprochen, welches zur Berech-
nung der durchschnittlichen Warenflüsse verwendet werden soll. Dies ist in Art. 5 entspre-
chend zu korrigieren. 
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HASLV, Art. 6, Abs. 2 


Für Lebensmittel, die aus-
schliesslich aus importierten zu 
unter 15% aus Schweizer Na-
turprodukten und daraus herge-
stellten Rohstoffen bestehen, 
darf die Herkunftsangabe 
„Schweiz“ nicht verwendet wer-
den. 


Die Formulierung „ausschliesslich“ ermöglicht, dass durch Beifügung eines sehr kleinen An-
teils eines Schweizer Rohstoffes die Regelung umgangen werden kann (z.B. Sonnenblumen-
öl mit 0.01% Anteil Schweizer Rohstoff).  
Bei einem Lebensmittel bestehend aus Rohstoffen mit einem Selbstversorgungsgrad unter 
20%, ist unklar, ab welchem Anteil Schweizer Rohstoffe die Schweizer Herkunft ausgezeich-
net werden darf. Deshalb ist ein Mindestanteil Schweizer Rohstoffe auch in diesem Fall zwin-
gend nötig. Wir schlagen hierzu 15% vor. 
Produkte mit einem tieferen Anteil an Schweizer Rohstoffen können sich z.B. mit einer Be-
zeichnung nach Art 47 Abs. 3ter MSchG von Importprodukten abgrenzen. 


 


HASLV, Art 7, Abs. 2 


Das WBF kann in Anhang 1 Teil 
B Naturprodukte für eine Ernte-
periode oder Saison befristet 
aufnehmen, (…) produziert wer-
den können. Das WBF konsul-
tiert die betroffenen Branchen-
organisationen vorgängig. 


Wir begrüssen, dass solche Entscheide rasch und marktgerecht gefällt werden sollen. Um 
Fehleinschätzungen zu vermeiden, sind die jeweiligen Branchenorganisationen vorgängig zu 
konsultieren. Ausserdem ist neben der Frist die Periode mit Knappheit anzugeben. Die Natur-
produkte sind anschliessend wieder aus der Liste zu entfernen. Ein Ernteausfall muss eine 
relevante Ertragseinbusse beinhalten, damit eine befristete Aufnahme möglich ist. 


 


HASLV, Art 8, Abs. 4 
und 5 (neu) 


4 Die Ausnahmen nach Art. 8 
werden auf 3 Jahre befristet. Die 
Gesuchsteller müssen vor Ab-
lauf dieser Frist die Erneuerung 
der Ausnahme beantragen.  
 
5 Wird der Nachweis erbracht, 
dass die Anforderungen nach 
Abs. 3 nicht mehr erfüllt sind, 
streicht das WBF das betreffen-
de Naturprodukt in Anhang 1 
Teil C vor Ablauf der Frist nach 
Abs. 4. 


Aufgrund von technischen Fortschritten in der Lebensmittelverarbeitung, Züchtungsfortschrit-
ten oder der Veränderung der Nachfrage der Endkonsumenten ist innerhalb einer definierten 
Frist eine neue Evaluation nötig ist. Wir schlagen drei Jahre vor. 
Ausserdem muss es möglich sein, Naturprodukte aus Anhang 1, Teil C vor Ablauf dieser Frist 
zu streichen, wenn nachgewiesen werden kann, dass die Anforderungen nach Abs. 3 nicht 
mehr erfüllt sind. Damit kann auf die Veränderungen eingegangen werden. 


 


HASLV, Art 9, Abs. 1  Wir verweisen auf die Eingaben unserer Mitgliederunternehmen.  


HASLV, Art 9, Abs. 2 


Das WBF legt nach vorgängiger 
Konsultation der betroffenen 
Branchenorganisationen den 
Selbstversorgungsgrad von 
Rohstoffen jährlich in Anhang 2 
fest. Der (…) drei Jahre. 


Die jeweiligen Branchenorganisationen sind bei der Festlegung der Selbstversorgungsgrade 
zu konsultieren und die Berechnungsgrundlagen zugänglich zu machen. 
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Art 9, Abs. 3 (neu) 


3 Das WBF veröffentlicht die 
Berechnung und die zugehöri-
gen Datengrundlagen für den 
Selbstversorgungsgrad der ein-
zelnen Rohstoffe.  


Die Berechnungsgrundlagen müssen den betroffenen Kreisen zugänglich gemacht werden. 


 


Anhang 2 
Getreide 
Dinkel, Emmer, Einkorn 
Emmer, Einkorn 


Swiss granum begrüsst die Aufteilung und den Detaillierungsgrad der Selbstversorgungsgra-
de der einzelnen Rohstoffe, insbesondere diejenige für Rapsöl. 
Die Überprüfung der Daten ist aufgrund fehlender Datengrundlagen nicht möglich. Aus die-
sem Grund fordern wir die Anpassung von Art. 9, Abs. 2 und die Ergänzung von Art 9, Abs. 3 
sowie die Möglichkeit zur Überprüfung der Selbstversorgungsgrade vor Inkrafttreten dieser 
neuen Verordnung. 
 
Weiter fordern wir die separate Auflistung des Rohstoffes Dinkel sowie die Anpassung dessen 
Selbstversorgungsgrades. Dieser ist mit 34% nicht zutreffend, da deutlich zu tief. 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


 Schweizerischer Getreideproduzentenverband SGPV 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Andrea Koch 


031 381 72 13 


Andrea.koch@fspc.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26 


3007 Bern 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der Schweizerische Getreideproduzentenverband (SGPV) bedankt sich an erster Stelle für die gegebene Möglichkeit zur Stellungnahme. Er begrüsst den 
Schutz der Auszeichnungen einer bestimmten geografischen Herkunft. Da Getreide und Ölsaaten in verarbeiteter Form an die Konsumenten gelangen, ist 
die Swissness-Vorlage von grosser Bedeutung für den SGPV. Eine griffige Vorlage kann helfen, dass Abnehmer bei gleichem Preis und gleicher Qualität 
Schweizer Getreide und Ölsaaten gegenüber Importware den Vorzug geben. 
 
Der SGPV ist erfreut über viele Punkte der Vorlage, welche eine für den Konsumenten glaubwürdige Umsetzung fordern. Der SGPV wünscht in einigen 
Punkten eine bessere Verankerung des frühzeitigen Miteinbezugs der Branchen sowie der Transparenz. Das Ziel muss es sein, von Anfang an praxistaugli-
che, von den Branchen akzeptierte und gegenüber den Konsumenten offen erklärbare Lösungen zu finden, z.B. bei der Berechnung der Selbstversorgungs-
grade im Anhang 2 der HASLV. Des Weiteren ist der SGPV gegen eine Verzögerung der Inkraftsetzung. Diese muss spätestens auf den 1. Januar 2016 
geplant werden. Bis dahin haben die betroffenen Unternehmen Zeit, die Rezepturen oder die Verpackungen anzupassen und die Berechnungen zu machen. 
 
Der SGPV nimmt hauptsächlich zur HASLV Stellung. Folgende Punkte möchte er hervorheben: 


- Grenzgebiete: Die Produktion aus angestammten und nicht angestammten Flächen von Landwirtschaftsbetrieben mit Sitz in der Schweiz oder im 
Fürstentum Lichtenstein müssen gleichermassen angerechnet werden. Eine differenzierte Handhabung ist logistisch nicht umsetzbar. Die Rohstoffe 
aus den Freizonen Genf dürfen nicht als Ware „Schweizer Herkunft“ gelten, wenn der Betriebsstandort nicht in der Schweiz ist. 


- Ausnahmeregelungen: Für Ausnahmen nach Artikel 7 und 8 HASLV ist es wichtig, dass die Aufnahme in die Liste zeitlich begrenzt ist. Ausserdem 
muss vollständige Transparenz über die Ausnahmen gewährleistet werden. Es ist bei Ausnahmen zu beachten, dass die Swissnessvorlage je nach 
Branche nur einen kleinen Anteil der insgesamt verarbeiteten Rohstoffmenge betrifft und dass diese kleineren Mengen auch bei einer beschränkten 
Rohstoffverfügbarkeit noch bezogen werden können. 


- Temporäre Mangelsituation: Obwohl der Entscheid schnell gefällt werden muss, ist es wichtig, die Branche zu konsultieren. Ein Antrag mit der Dar-
legung der Problematik von einer Seite kann nicht zur Beurteilung der Situation genügen. Gerade wenn es um die Einschätzung der Erntemenge 
geht, könnten sonst schwerwiegende Fehlentscheide gefällt werden. Eine solche Konsultation ist in kurzer Zeit möglich. 


- Der SGPV unterstützt die Haltung des Bundesrates, dass Wasser nicht angerechnet werden kann. Konsequenterweise darf Quell- und Mineralwas-
ser genau wie anderes Trinkwasser nicht angerechnet werden. Ausgenommen davon ist Mineral-und Quellwasser aus Schweizer Quellen, welches 
als Solches in Flaschen an den Endkonsumenten verkauft wird. 


- Selbstversorgunggrad: Es ist unumgänglich, dass die Berechnungsgrundlagen und die Berechnung selber des Selbstversorgungsgrades der ver-
schiedenen Naturprodukte den interessierten Kreisen offen gelegt werden.  


- Anhang 2: Der SGPV hat verschiedene Bemerkungen und Änderungsvorschläge. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52n  Der SGPV begrüsst den Ansatz, dass Branchenverbände spezifische Branchenverordnungen 
beantragen können.  


   
HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3b 


die an gestammten als landwirt-
schaftliche Nutzflächen geltenden 
Flächen schweizerischer Landwirt-
schaftsbetriebe in der ausländi-
schen Grenzzone nach Artikel 17 
Absatz 2 1 der Landwirtschaftli-
chen Begriffsordnung vom 7. De-
zember  1998 


Im Bereich des Getreides ist es aus logistischen Gründen und wegen der Planung der Frucht-
folge praktisch unmöglich, die angestammten und anderen Flächen im Ausland eines Betrie-
bes mit Sitz in der Schweiz oder im Fürstentum Liechtenstein unterschiedlich zu behandeln. 
Es ist wichtig, dass die Ernte aus nicht angestammten Flächen in Grenzzonen, welche in die 
Fruchtfolge des Betriebes einbezogen sind und für die die gleichen ökologischen Richtlinien 
gelten, keine separate Vermarktung gesucht werden muss. Ausserdem muss die Sammelstel-
le alles Getreide und alle Ölsaaten von Betrieben mit Sitz in der Schweiz gleich behandeln 
können. 
Der SGPV begrüsst grundsätzlich den Ansatz, dass die Produkte aus Flächen der Freizonen 
Pays de Gex und Haute-Savoye nicht als Produkte Schweizer Herkunft gelten. Die Flächen 
von Betrieben mit Standort in der Schweiz müssen jedoch aus den oben genannten Gründen 
angerechnet werden. 


Art. 4, Abs.4 


Wasser wird von der Berechnung 
ausgeschlossen. , soweit es nicht 
natürliches Mineralwasser oder 
Quellwasser ist. 


Der SGPV ist mit dem Bundesrat einverstanden, dass Wasser nicht angerechnet wird. Für 
Quell- und Mineralwasser darf es jedoch keine Ausnahme geben, da Quellwasser genau wie 
Trinkwasser verwendet werden könnte und eine Missbrauchsgefahr besteht. Davon ausge-
nommen ist Wasser aus Schweizer Quellen, das als reines Quell- oder Mineralwasser an den 
Endkonsumenten verkauft wird. 


Art 4, Abs.5, Bst. b  
Es gibt im Markenschutzgesetz keine Rechtsgrundlage für diese Regelung. Sie kann aber in 
begrenztem Mass für bestimmte Zusatz- und Hilfsstoffe Sinn machen, sofern sie restriktiv 
gehandhabt wird. 


Art. 6, Abs. 2  


Für Lebensmittel, die ausschliess-
lich aus importierten die aus weni-
ger als 15% Schweizer Naturpro-
dukten und daraus hergestellten 
Rohstoffen bestehen, darf die Her-
kunftsangabe „Schweiz“ nicht ver-
wendet werden.   


Der SGPV begrüsst eine Regelung, welche die Glaubwürdigkeit gegenüber den Schweizer 
Konsumenten erhöht. Allerdings lässt die vorgeschlagene Formulierung „ausschliesslich“ zu, 
dass durch zufügen von einem sehr kleinen Anteil eines Schweizer Rohstoffes die Regelung 
umgangen wird. Es könnte folglich Sonnenblumenöl mit 0.01 % Anteil Schweizer Rohstoff mit 
einem als Produkt Schweizer Herkunft ausgezeichnet werden. Bei einem Lebensmittel beste-
hend aus Rohstoffen, welche allesamt einen Selbstversorgungsgrad unter 20% haben, ist für 
die Lebensmittelindustrie und den Vollzug unklar, ab welchem Anteil Schweizer Rohstoffe die 
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Schweizer Herkunft ausgezeichnet werden kann. Deshalb ist ein Mindestanteil Schweizer 
Rohstoffe auch in diesem Fall zwingend nötig. Der SGPV schlägt 15 % vor. Produkte mit we-
niger Anteil an Schweizer Rohstoffen können sich z.B. mit einer Bezeichnung nach Art 47 Abs. 
3ter MSchG mit Bezug auf vollständig in der Schweiz erfolgten Tätigkeiten von Importproduk-
ten abgrenzen. 
Dem SGPV ist aufgefallen, dass der Art. 6 Abs. 2 der Berechnung aufgrund der durchschnittli-
chen Warenflüsse eines Jahres gemäss Art. 5 Abs. 2 widersprechen kann. Wir fordern, dass 
Art. 6, Abs. 2 in der Hierarchie höher gewertet wird als Art. 5. Abs. 2.  


Art 7. Abs. 2 


Das WBF kann in Anhang 1 Teil B 
Naturprodukte für eine Ernteperio-
de oder Saison befristet aufneh-
men, die temporär aufgrund von 
unerwarteten oder unregelmässig 
auftretenden Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder nicht in 
genügender Menge in der Schweiz 
produziert werden können. Das 
WBF muss die betroffenen Organi-
sationen vorgängig konsultieren. 


Wichtig ist in den Augen des SGPV, dass die Frist nur die Periode mit Knappheit beinhaltet 
und die Naturprodukte danach wieder aus der Liste entfernt werden. 
 
Um temporäre Engpässe darf es sich erst handeln, wenn es um eine Ernteeinbusse von mehr 
als 30% geht. Für eine restriktive Handhabung dieser Ausnahmen sprechen folgende zwei 
Punkte 


- Nur ein kleiner Marktanteil der Lebensmittelprodukte unterliegt der Swissnessvorlage, 
dieser kann nur bei einer sehr aussergewöhnlichen Situation nicht mehr gedeckt wer-
den.   


- Da sich die Berechnung des Warenflusses auf ein Kalenderjahr bezieht, kann die Wa-
re von zwei verschiedenen Ernteperioden für die Berechnung miteinbezogen werden, 
eine tiefe Ernte fällt dadurch nur ca. zur Hälfte ins Gewicht. 


 
Grundsätzlich ist der SGPV damit einverstanden, dass solche Entscheide schnell und markt-
gerecht gefällt werden müssen. Trotzdem ist es nötig, dass die verschiedenen betroffenen 
Organisationen konsultiert werden, bevor Naturprodukte in die Liste in Anhang 1 Teil B aufge-
nommen wird. Oft weichen die tatsächlichen Erntemengen von den Ernteschätzungen wie 
auch  von den ersten Erhebungen ab. Solche Situationen könnten zu einem Fehlentscheid 
führen. Die Konsultation der verschiedenen Organisationen ist nötig für eine ausgewogene 
Einschätzung der Situation und einem entsprechenden Entscheid. Eine Konsultation der ein-
zelnen Organisationen nimmt nicht viel Zeit in Anspruch. 


Art 8. Abs. 2 


Begehren können von Organisati-
onen der Land- und Ernährungs-
wirtschaft, die für das Naturprodukt 
repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müs-
sen zuvor weitere vom Begehren 
betroffene Organisationen konsul-


Im Markenschutzgesetz gibt es keine rechtliche Grundlage für diese Ausnahmeregelung. In 
gut begründeten Situationen mag diese aber Sinn machen. Wichtig sind jedoch eine restriktive 
Handhabung und der Miteinbezug der Branche. Die Branche muss der Ausnahmeregelung  
zustimmen und die Argumentation des Begehrens unterstützen.  
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tieren. 


Art 8. Abs. 4 und 5 (neu) 


4 Die Ausnahmen nach Art. 8 wer-
den auf 3 Jahre befristet. Die Ge-
suchsteller müssen vor Ablauf 
dieser Frist die Erneuerung der 
Ausnahme beantragen.  
 
5 Wird der Nachweis erbracht, dass 
die Anforderungen nach Abs. 3 
nicht mehr erfüllt sind, streicht das 
WBF das betreffende Naturprodukt 
in Anhang 1 Teil C vor Ablauf der 
Frist nach Abs. 4 


Der SGPV unterstützt diese Vorschläge des SBV, da aufgrund von  
- technischen Fortschritten in der Lebensmittelverarbeitung; 
- Züchtungsfortschritten und 
- der Veränderung der Nachfrage der Endkonsumenten  


alle drei Jahre eine neue Evaluation nötig ist.  
 
Ausserdem muss es möglich sein, vor Ablauf der dreijährigen Frist Naturprodukte aus Anhang 
1, Teil C zu streichen, wenn nachgewiesen werden kann, dass die Anforderungen nach Abs. 3 
nicht mehr erfüllt sind, damit flexibel auf die Veränderungen des Umfelds eingegangen werden 
kann. 


Art. 9 allgemein  Kommentar zu den Erläuterungen 


Der SGPV stimmt zu, dass bei Ölsaaten die Unterscheidung nach Verwendungszwecken wie 
in der Erläuterung am Beispiel von Soja erklärt, gemacht wird.  
 
Wenn nicht abschliessend zu beurteilen ist, ob es sich um einen Rohstoff oder ein Endprodukt 
handelt, soll ein Produkt laut Erläuterung als Rohstoff eingestuft werden. Diese Handhabung, 
sowie die Partei ergreifende Begründung lehnt der SGPV ab, da sie die Landwirtschaft straft 
und es keine gesetzliche Grundlage dafür gibt. Der SGPV ist der Ansicht, dass die Tarifnum-
mer in Zweifelsfällen zugunsten der Glaubwürdigkeit der Swissnessvorlage als Endprodukt 
angesehen werden sollten. Falls dies nicht möglich ist, muss ein Faktor 0.5 eingesetzt werden. 
Dies würde der Realität sicher näher kommen.  


Art. 9, Abs. 1 


1 Als Selbstversorgungsgrad gilt 
der Anteil der Inlandproduktion am 
gesamten Inlandverbrauch. Zum 
Inlandverbrauch zählt auch der 
Verbrauch für die Herstellung von 
Exportprodukten. Der gesamte 
Inlandverbrauch entspricht der 
Summe der Inlandproduktion und 
der Importe von Rohstoffen. 


Im Verordnungsentwurf wird beim Verbrauch auch der Verbrauch für den Export dazugerech-
net. Diese Berechnungsweise kann bei Exporterfolgen dazu führen, dass der SSVG unter eine 
gesetzliche Schwelle sinkt und damit weniger Schweizer Rohstoffe eingesetzt werden müs-
sen. 
Importe, welche für den aktiven Veredelungsverkehr bestimmt sind, dürfen aus Sicht des 
SGPV nicht in die Berechnung des SVG miteinbezogen sind, da sie aus rein finanziellen 
Gründen getätigt werden und nicht aufgrund der mangelnden Rohstoffverfügbarkeit. 


Art. 9, Abs. 2 


2 Eine Kommission bestehend aus 
Vertretern der verschiedenen 
Wertschöpfungsstufen und des 
Das WBF legt den Selbstversor-


Der SGPV verlangt, dass die Berechnung durch ein Gremium mit Vertretern der verschiede-
nen Verarbeitungsstufen begleitet wird. Es ist wichtig, dass die Berechnungen mit dem Fach- 
bzw. Praxiswissen von verschiedenen Partnern nachvollzogen werden kann. So können Feh-
ler vermieden werden und der Gesetzgeber kann sich abstützen.  
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gungsgrad von Rohstoffen jährlich 
in Anhang 2 fest, Der Selbstver-
sorgungsgrad berechnet sich aus 
dem Durchschnitt der Selbstver-
sorgungsgrade der vergangenen 
drei Jahre. 


 


Art. 9, Abs. 3 (neu) 


3 Das WBF veröffentlicht die Be-
rechnung und die Datengrundlagen 
der Berechnungen für den SSVG 
der einzelnen Rohstoffe.  


Die Berechnungen müssen zumindest auf Anfrage auch allen weiteren interessierten Kreisen 
öffentlich gemacht wird. Für die Glaubwürdigkeit der Vorlage gegenüber den Konsumenten 
aber auch innerhalb der Branche ist es wichtig, dass die Berechnungen und die Datengrund-
lage transparent behandelt werden.   


Art 10, Abs. 2 (neu) 


2 Absatz 1 wird beim Ablauf von  
befristeten Erleichterungen z.B. 
gemäss Art. 4, Abs. 2, Bst. b in 
Verbindung mit Anhang 1 Teil B 
nicht angewendet.  


Der SGPV unterstützt diese Forderung des SBV. Die Unternehmen wissen im Vornherein, wie 
lange die Frist dauert und können deshalb nach Ablauf der Frist die ursprüngliche Regelung 
wieder einhalten. Ansonsten droht über ein Jahr nach der Frist Ersatz der Inlandrohstoffe 
durch Importrohstoffe z.B. aufgrund von Kostengründen. 


Art. 11 


Lebensmittel, die vor dem Inkraft-
treten dieser Verordnung herge-
stellt wurden, dürfen noch bis zum 
31. Dezember 2018 2017 [2 Jahre 
ab Inkrafttreten Entscheid des 
Bundesrates] mit einer Herkunfts-
angabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, in den Verkehr gebracht 
werden. 


Diese Übergangsbestimmung ist nicht nötig, da den Unternehmen bis dahin genügend Zeit 
bleibt, die nötigen Änderungen vorzunehmen. Zudem ist nach bisherigem Recht die Verwen-
dung des Schweizerkreuzes auf Lebensmitteln gar nicht erlaubt. Daher gibt es keine Lebens-
mittel, die von dieser Übergangsbestimmung profitieren können.  
 


Art. 12 Diese Verordnung  tritt am 
1.1.2016 in Kraft 


Der SGPV verlangt, dass die HASLV per 1.1.2016 in Kraft gesetzt wird. Damit bleibt den Her-
stellern genügend Zeit, die Berechnungen zu machen und die Verpackungen und/oder Rezep-
turen anzupassen. Der Bundesrat ist beauftragt, seinerseits den Entscheid zum Paket prioritär 
zu behandeln. Im Bereich Lebensmittel gibt es keinen Grund, die Inkraftsetzung weiter her-
auszuschieben.  


Anhang 2  


Der SGPV möchte sich zuerst für die Offenlegung der Datengrundlagen für die Berechnungen 
der Selbstversorgungsgrade bedanken. Er ist der Meinung, dass diese Transparenz die Basis 
für eine glaubwürdige und breit abgestützte Swissnessvorlage ist. 
Er hat Bemerkungen und Vorschläge zu einzelnen Positionen:  


1) Der SGPV schlägt vor, die Positionen des Getreides jeweils nach Zollkontingentnum-
mer zusammenzufassen. So wäre es eine Vereinfachung, alle Getreide, welche unter 
das Zollkontingent 27 „Brotgetreide“ fallen, zusammenzufassen. Damit fällt die 
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Schwierigkeit des Zuteilens von Getreide der Tarifnummer 1001.9032 auf verschiede-
ne Brotgetreidearten weg. Die Selbstversorgungsgrade werden für die Brotgetreide 
bei beiden Berechnungweisen im Bereich zwischen 50% und 100 % bleiben. 


2) Falls es nicht möglich ist, die unter „Brotgetreide“ fallenden Rohstoffe zusammenzu-
fassen, muss Dinkel separat aufgeführt werden. Ausserdem darf kein „Mengkorn“ oder 
andere Getreide unter die Position Einkorn und Emmer fallen. Die Sondermeldungen 
müssen in diesem Fall korrekt aufgeteilt werden und die nicht zuteilbare Mengen unter 
der Position „Brotgetreide a.n.g“ aufgeführt werden. Bei der Berechnung des SSGA für 
Dinkel sind die Daten und die Berechnung gemäss IG Dinkel zu beachten (siehe 
Excel-Tabelle im Anhang).  


3) Der SGPV stuft es als richtig ein, die verschiedenen Pflanzenöle einzeln aufzulisten, 
mit besonderem Augenmerk auf das Rapsöl. Er hat bei diesem Entscheid die Substi-
tutionsproblematik mitberücksichtigt, möchte aber mit dieser Klausel insbesondere das 
Rapsöl und dessen Image schützen. Ausserdem schätzt er die Chance als gering ein, 
dass man bei Pflanzenölen im Durchschnitt von drei Jahren einen SSVG von über 20 
% erreicht.   


4) Der SGPV hat folgende Kommentare zu der Einberechnung der Importe der Zoll-
tarifnummern, welche in der beiliegenden Excelltabelle aufgelistet sind:  


Dinkel  
Wie bereits erwähnt, ist die Verwendung der Zolltarifnummern sowie die Bedeutung und Be-
handlung der Sondermeldungen unklar. Es darf kein „Mengkorn“ oder andere Getreide unter 
die Position Einkorn und Emmer fallen. Falls Dinkel eine eigene Position im Anhang 2 bildet, 
müssen die Sondermeldungen korrekt aufgeteilt werden und nicht zuteilbare Mengen unter der 
Position „Brotgetreide a.n.g“ aufgeführt werden.  
 
Getreide a.n.g  
Keine Beanstandung  


 
Roggen 
Einverstanden, insbesondere ist es richtig, die Knäckebrote nicht anzurechnen, da es sich um 
Fertigprodukte handelt. 


Weichweizen  
Die in der Excel-Liste aufgelisteten Zolltarifnummern müssen als Endprodukte und nicht als 
Rohstoffimporte einberechnet werden. Das Getreide, das für diese Produkte verwendet wird, 
steht der Industrie nie (auch nicht in halbverarbeiteter Form) als Rohstoff zur Verfügung. Es 
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geht direkt in den Endverkauf oder in die Gastronomie. Dies ist erkennbar aufgrund des Ver-
arbeitungsgrades oder aufgrund der kleinen Gebindegrössen. Beim Müesli gibt es eine eigene 
Position für Getreideflocken. Diese können für die Herstellung von Müesli verwendet werden. 
Bei der Position 19041010 handelt es sich jedoch um bereits gemischte oder gar weiter verar-
beitete Müesli, welche der Industrie nicht mehr als Rohstoffe zur Verfügung stehen.  
Bei weiteren, in der Liste nicht aufgeführten "Lebensmittelzubereitungen" ist z.T. unklar, ob 
diese der Industrie noch als Rohstoff zur Verfügung stehen oder als solche in die Gastronomie 
fliessen bzw. als Halbfertigprodukte direkt an Haushalte verkauft werden. Das BLW positioniert 
sich hier klar zugunsten der Industrie. Der SGPV ist der Ansicht, dass solche Tarifnummern in 
Zweifelsfällen zugunsten der Glaubwürdigkeit der Swissnessvorlage als Endprodukt angese-
hen werden sollten. Falls dies nicht möglich ist, muss ein Faktor 0.5 eingesetzt werden. Dies 
würde der Realität sicher näher kommen.  
 
Soja; -öl 
Sojasauce wird hauptsächlich direkt verkauft und in der Gastronomie verwendet, sie kann also 
nicht zu den Rohstoffen zählen, welche der Industrie zur Verfügung stehen. Die weiteren Posi-
tionen kann der SGPV nicht abschliessend beurteilen.  
 
Rapsöl 
Der SGPV ist mit der Berechnung ausdrücklich einverstanden. 
 
Sonnenblumenöl   
Der SGPV ist mit der Berechnung ausdrücklich einverstanden. 
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Consultation relative au droit d’exécution Swissness 


Formulaire pour la saisie de la prise de position 
 


 ACCCS - Association des centres collecteurs de cé-
réales de Suisse 


VKGS - Verband kollektiver Getreidesammelstellen 
der Schweiz 


Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
 


Pierre-Yves Perrin 


031 381 72 05 


py.perrin@fspc.ch 


Adresse 


 


Belpstrasse 26 


3007 Bern 


 


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
 



mailto:swissness@ipi.ch





 
 


Remarques générales 


L’Association des centres collecteurs de céréales de Suisse (ACCCS) représente les intérêts des centres collecteurs collectifs suisses. A ce titre, l’ACCCS 
prend position sur les aspects pratiques concernant les centres collecteurs, mais également sur des aspects concernant les producteurs de céréales, oléa-
gineux et protéagineux.  
 
Comme les céréales, oléagineux et protéagineux n’arrivent aux consommateurs que sous forme de produits transformés, le Swissness revêt une impor-
tance capitale pour l’ACCCS. Une base solide devra permettre aux acheteurs (consommateurs) de préférer les produits suisses à base de céréales et oléa-
gineux aux produits importés, en toute connaissance de cause.  
 
La mise en place de la base légale Swissness doit être crédible te compréhensible pour les consommateurs, mais également acceptée et applicable facile-
ment par les filières et tous les échelons de transformation. A ce titre, la limitation des zones frontalières aux surfaces cultivées par tradition à l’étranger 
n’est pas réaliste pour les centres collecteurs. Actuellement, dans le cadre de SUISSE GARANTIE, le fait que le siège de l’exploitation soit en Suisse est 
primordial pour une reconnaissance. Il est impératif de rependre le même principe dans le cadre du Swissness car aucune distinction ne peut être faite au-
trement. Les coûts logistiques et les complications pratiques provoqués par le projet tel que mis en consultation seraient ingérables et se reporteraient sur 
les producteurs suisses, ce qui paraît aberrant.  
 
Il est en outre impératif que les bases ainsi que les détails du calcul des différents taux d’auto-approvisionnement soient transparents et définis après con-
sultation des filières concernées.  
 
Enfin, pour terminer les remarques générales, l’ACCCS demande une consultation des branches pour définir quels produits naturels seraient en situation de 
manque temporaire.  
 
Pour les éléments qui ne seraient pas mentionnés dans la présente prise de position, l’ACCCS soutient la prise de position de la Fédération suisse des pro-
ducteurs de céréales (FSPC – SGPV). 
 







 
 


Remarques par rapport aux différents articles 


Article Proposition Justification / Remarques 


OPM 
/ / / 


OIPSD 


Art. 3, let. b 


Les surfaces suivantes exploitées à 
l’étranger sont également comptées 
comme lieu de provenance au sens de 
l’art. 48, al. 4, LPM:  
a. …  
b. les surfaces cultivées par tradition par 


des exploitations agricoles suisses dans 
la zone frontière étrangère définie à 
l’art. 17, al. 1 2, de l’ordonnance du 7 
décembre 1998 sur la terminologie agri-
cole et la reconnaissance des formes 
d’exploitation. 


Pour des raisons logistiques, il est impossible de distinguer la production des sur-
faces par tradition des autres surfaces à l’étranger. De plus, les centres collecteurs 
doivent, par principe, traiter de la même manière l’ensemble de la production des 
exploitations qui ont leur siège en Suisse.  
Ainsi, de manière générale, l’ensemble de la production des exploitations ayant leur 
siège en Suisse doit pouvoir être intégrée dans les exigences Swissness, sans dis-
tinction.  
  


Art. 4, al. 4 4 L’eau est exclue du calcul. , sauf s’il s’agit 
d’eau minérale naturelle ou d’eau de source. L’eau ne doit purement et simplement pas faire partie du calcul.  


Art. 6, al. 2  


2 
L’indication de provenance «Suisse» ne peut 


pas être utilisée pour les denrées alimentaires 
se composant de moins de 15 % de produits 
naturels suisses exclusivement de produits 
naturels importés et de matières premières qui 
en sont issues. 


 


 
La formulation proposée « exclusivement » risque de provoquer une perte de crédibi-
lité du système. En effet, en prenant l’exemple de l’huile de tournesol, une très faible 
part de tournesol suisse dans de l’huile permettrait de contourner cet article, même si 
99.99 % du tournesol est importé. Il est nécessaire, à notre avis de définir une part 
minimale afin d’éviter les tromperies au niveau des consommateurs.  
  


Art. 7, al. 2 


2 Le DEFR peut admettre provisoirement dans 
l’annexe 1, partie B, pour la durée d’une ré-
colte ou pour une saison, des produits natu-
rels qui ne peuvent temporairement pas être 
produits en Suisse ou en quantité suffisante en 
raison de situations inattendues ou se produi-
sant de manière irrégulière, comme les pertes 
de récolte. Le DEFR doit consulter au préa-
lable les organisations concernées.  
 


Le délai doit être précisé, afin de permettre de retirer les produits naturels concernés 
de la liste.  
De plus, les organisations concernées doivent être consultées au préalable afin de 
prendre des décisions conformes au marché, aux estimations et aux quantités des 
récoltes.  
 







 
 


Article Proposition Justification / Remarques 


Art. 8, al. 4 et 5  
(nouveau) 


4 Les exceptions prévues à l’art. 8 sont 
limitées à trois ans. Les requérants doi-
vent demander le renouvellement de 
l’exception avant l’échéance du délai 
 
5 Si preuve est faite que les exigences 
définies à l’al. 3 ne sont plus remplies, 
le DEFR supprime le produit naturel en 
question de l’annexe 1, partie C, avant 
l’échéance du délai prescrit à l’al. 4.  
 


Une évaluation tous les trois ans est nécessaire. 
 
Le nouvel al. 5 doit en outre permettre une certaine flexibilité du système.  


Art. 9, al. 1 


1 Par taux d’auto-approvisionnement, on entend 
la part de la production suisse sur l’ensemble de 
la consommation indigène, y compris la con-
sommation indigène pour la fabrication de pro-
duits d’exportation. La consommation indigène 
totale correspond à la somme de la production 
suisse et des importations de matières pre-
mières. 


La consommation indigène ne doit pas être calculée avec la fabrication de produits 
d’exportation, car cela fausserait les calculs.  
Le trafic de perfectionnement actif doit également être maintenu hors du calcul, le 
TPA se faisant principalement pour des questions de prix et non pour des questions 
de disponibilité des matières premières.    


Art. 9, al. 2 


2 Une commission composée de représen-
tants des filières et du DEFR fixe annuelle-
ment dans l’annexe 2 le taux d’auto-
approvisionnement de matières premières sur la 
base de la valeur moyenne du taux d’auto-
approvisionnement des trois années précé-
dentes. 
 


L’ACCCS demande à ce que les représentants des filières, à tous les échelons, 
soient intégrés dans les discussions. Il est impératif que les calculs soient validés par 
les différents partenaires, afin d’éviter des erreurs ou des interprétations erronées.  


Art 9, al. 3 (nouveau) 


3 Le DEFR publie les bases de calculs 
ainsi que les calculs des taux d’auto-
approvisionnement de chaque matière 
première.  
 


Le mode de calcul doit être transparent, compréhensible et clair pour les partenaires 
de la filière, mais également pour les consommateurs.  


Art 10, al. 2 (nouveau) 


2 L’alinéa 1 n’est pas applicable en cas 
de mesures de facilitation limitées dans 
le temps, par exemple en vertu de l’art. 
4, al. 2, let. B, en relation avec l’annexe 
1, partie B.  
 
 


L’ACCCS soutient cette demande de l’USP.  







 
 


Article Proposition Justification / Remarques 


Art 11 


Les produits qui ont été fabriqués avant l'entrée 
en vigueur de l’ordonnance peuvent être mis en 
circulation jusqu'au 31 décembre 2018 [2 ans à 
compter de l'entrée en vigueur] avec une indica-
tion de provenance conforme à l'ancien droit.  


Le délai de transition est inutile.  


Art 12 La présente ordonnance entre en vigueur le 1er 
janvier 2016.  


L’OIPSD doit entrer en vigueur en même temps que les autres ordonnances 
Swissness.   


Annexe 2  


L’ACCCS propose, dans un souci de simplification et afin d’éviter des séparations 
inutiles et parfois difficiles à réaliser entre les différentes céréales, de regrouper les 
céréales et leur produits en fonction des contingents tarifaires existants. Les céréales 
panifiables comprises dans le contingent N°27 (céréales panifiables) ainsi que leurs 
produits pourraient être regroupés.  
 
Le taux d’auto-approvisionnement de l’épeautre doit en outre être contrôlé plus préci-
sément et seuls les produits à base d’épeautre doivent faire partie du calcul. 
L’amidonnier et l’engrain doivent être séparés clairement afin de ne pas créer de 
confusion. Pour les positions comprenant des mélanges de céréales, elles doivent 
être comptées dans les « autres céréales », afin de suffisamment tenir compte de la 
production suisse d’épeautre.  
 
En ce qui concerne les huiles végétales, la liste proposée semble pertinente, d’un 
point de vue de la séparation. Une agrégation plus poussée défavoriserait fortement 
l’huile de colza suisse, production stratégique en Suisse et facilement substituable.  
 
Dans le détail des remarques concernant les différentes lignes tarifaires, nous nous 
référons à la prise de position détaillée de la Fédération suisse des producteurs de 
céréales (FSPC – SGPV).  
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness       
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione VSGF 
Verband des Schweizerischen Getreide- und Futtermittelhandels 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Stefan Emmenegger, Geschäftsführer 
031 356 21 21 
s.emmenegger@thunstrasse28.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Thunstrasse 82 
3000 Bern 6 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der VSGF vertritt Unternehmen des Handels, der Vermittlung und der Verarbeitung von Agrar-Rohstoffen, insbesondere Getreide, Saaten und 
Futtermittel für die Nahrungs- und Futtermittelindustrie. 


Wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme und möchten folgende einleitende Bemerkungen zu der Vorlage einbringen: 


• Die Entwürfe, insbesondere der Entwurf über die Herkunftsangabe Schweiz bei Lebensmitteln (E-HASL), sind äusserst komplex und 
werden in der Praxis zu grossen Problemen führen. Der VSGF setzt sich für sinnvolle Rahmenbedingungen der Nahrungsmittelindust-
rie und den Abbau von Handelshemmnissen ein. Die geplante Verordnung führt zu einer Verschlechterung dieser Rahmenbedingun-
gen und zu einem Aufbau neuer bürokratischer Hindernisse, worunter auch der Handel leiden wird.  


• Das ursprüngliche Ziel der Vorlage, die Stärkung der  „Marke Schweiz“ , die Bekämpfung von Missbräuchen, die Beseitigung von 
Rechtsunsicherheiten und schliesslich die die Stärkung von Anreizen für Investitionen von Unternehmen in der Schweiz lässt sich mit 
den vorliegenden Entwürfen nicht erreichen. Die Schweizer Nahrungsmittelindustrie braucht pragmatische und verständliche Ausfüh-
rungsverordnungen, andernfalls droht eine Schwächung der schweizerischen Unternehmen im internationalen Wettbewerb.  


• Bei den Ausnahmen zur Berechnung des erforderlichen Mindestanteils an schweizerischer Rohstoffe wäre es wichtig, das Augenmerk 
stärker auf die Fälle der fehlenden, erforderlichen Qualität der Rohstoffe in der Schweiz zu legen. Gerade im Getreidebereich ist die 
verfügbare Rohstoffmenge oft genügend, nicht jedoch die Menge in der von den Verarbeitern geforderten Qualität. 


• Das Verfahren zur Festlegung der Naturprodukte für bestimmte Verwendungszwecke erachten wir als zu kompliziert und nicht praxis-
tauglich. Von den Verbänden wird jeweils ein aufwändiges Begehren mit einem strengen Beweismassstab sowie ein vorher durchge-
führtes Konsultationsverfahren erwartet. Die Produkte müssten bei Gutheissung des Antrags in den Verordnungsanhang aufgenom-
men werden. Dieser Mechanismus wäre aufwändig, umständlich und teuer. Wichtig wäre es aber, dass die Unternehmen in einer Aus-
nahmesituation schnell und flexibel reagieren könnten und nicht ein bürokratisches Genehmigungsverfahren abwarten müssen. Mit 
dem System der Selbstkontrolle und der Beweislastumkehr müsste ein betroffenes Unternehmen den Ausnahmetatbestand im Klage-
fall ohnehin lückenlos beweisen. Im Übrigen stellt das Missbrauchsverbot ein genügendes Mittel dar.  


Um die Rahmenbedingungen für die Schweizer Nahrungsmittelindustrie nicht zu verschlechtern, beantragen wir deshalb eine 
vollständige Überarbeitung der Verordnungsentwürfe.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 
MSchV, Art. 52i 
 
… gemäss öffentlich zugänglichen An-
gaben einer Branche… 


Formulierung ändern:  
„…gemäss Angaben eines Herstellers…“ Eine Selbstdeklaration wäre hier einfacher und sinnvoller.  


 


    


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 4 Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer Rohstoffe nach 
Artikel 48b Absatz 2 MSchG erfolgt auf der 
Grundlage der Rezeptur. 


 
 
 
 
 
 
 
Neu: 
2 In Lebensmitteln enthaltene Halbfabrikate 
können als schweizerische Rohstoffe ange-
rechnet werden, wenn diese die Vorausset-
zungen der Herkunftsangabe „Schweiz“ nach 
Art. 48b Absatz 2 MSchG erfüllen.  
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäss erläuterndem Bericht zum Swissness Ausführungsrecht müssten 
bei zusammengesetzten Zutaten und Halbfabrikaten die Rohstoffe einzeln 
berücksichtigt werden. Eine Aufschlüsselung der Halbfabrikate über die 
gesamte Lieferantenkaskade ist in der Praxis nicht umsetzbar. 


 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen 
werden Naturprodukte, die: 


3 Von der Berechnung ausgeschlossen wer-
den:   


a. aufgrund natürlicher Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


a. ….  
(Anhang 1 Teil A); 


Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A wäre kaum überprüfbar. Der Me-
chanismus bei neu entdeckten exotischen Naturprodukten zur Aufnahme 
von Naturprodukten ist zudem weder im Anhang 1 Teil A noch in Art. 7 defi-
niert. Letztlich sind der Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in Art. 4 
Abs. 2 lit. a überflüssig. Für den Vollzug der Verordnung ist einzig die Posi-
tivliste mit Angabe des Selbstversorgungsgrads in Anhang 2 relevant, die 
damit genügt. 
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b unregelmässig auftretender Gegebenhei-
ten wie Ernteausfall nicht oder nicht in ge-
nügender Menge in der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 1 Teil B);. temporär 
aufgrund unerwarteter oder  


b. Rohstoffe und Zutaten, die temporär auf-
grund unerwarteter oder unregelmässig auftre-
tender Gegebenheiten wie Ernteausfall nicht 
oder nicht in genügender Menge in der 
Schweiz produziert werden. 


Auch bei Zutaten, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen Naturpro-
dukten bestehen, kann eine temporäre Mangellage auftreten; so z.B. bei 
einem Ausfall einer Verarbeitungsanlage, die eine bestimmte Zutat herstellt. 
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, ist zu bürokratisch 
und stellt ein Genehmigungsverfahren dar, das im Widerspruch zum dekla-
rierten Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall steht. 
Anhang 1 Teil B und der Verweis darauf in Art. 4 II b sind deshalb zu strei-
chen. 
 


 


c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungszweck nicht produ-
ziert werden können (Anhang 1 Teil C). 


c. Rohstoffe und Zutaten, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten Verwendungs-
zweck nicht in der erforderlichen Menge erhält-
lich sind. 


Die Ausnahme muss auch sämtliche Zutaten erfassen, die in der Schweiz in 
der nötigen technischen Spezifikation nicht erhältlich sind; unabhängig da-
von, ob die ursprünglichen Naturprodukte in der Schweiz produziert werden 
können oder nicht.  
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, ist zu aufwändig 
und bürokratisch und stellt ein Genehmigungsverfahren dar. Dies steht im 
Widerspruch zum Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr 
im Klagefall. Anhang 1 Teil C und der entsprechende Verweis in Art. 4 II c 
sind deshalb zu streichen. 
 


 


5 Einzelne Naturprodukte und daraus her-
gestellte Rohstoffe sowie Mikroorganismen, 
Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe 
gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben k, l 
und n der Lebensmittel- und Gebrauchsge-
gegenständeverordnung vom 23. November 
2005 (LGV) können bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 


 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind. 
 
 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind, das 
heisst pro Zutat weniger als 3 Prozent und 
zusammen weniger als 10 Prozent des gesam-
ten Rohstoffgewichts ausmachen. 
 


Die Prozentangaben schaffen Rechtssicherheit. Die 10%-Regel wurde   


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Naturprodukten zusammen, so gelten die 
Prozentsätze nach Artikel 48b Absatz 2 
MSchG. 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Zutaten zusammen, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Herkunft und kann bei 
der Weiterverarbeitung vollständig angerech-
net werden, wenn die Anforderungen nach Art. 
48b Abs. 2 MSchG erfüllt sind. 
 
 


Art. 6 Abs. 1 wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmittelher-
steller dafür die Rezepte seiner Lieferanten, die Rezepte von dessen Unter-
lieferanten, die Rezepte von dessen Unterunterlief-ranten etc. (d.h. die Re-
zepte der ganzen Kaskade an Lieferanten) kennen müsste bis hin zum Na-
turprodukt.  
 
Weiter setzen sich Zutaten ihrerseits teilweise aus Rohstoffen verschiedener 
Herkunft zusammen. Eine genaue Berechnung wäre daher ohnehin kaum 
möglich.  


 


3 Darf für ein Lebensmittel die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, aus denen 


Streichen Geht deutlich zu weit. Kein Zusatznutzen für den Konsumenten.  
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das Lebensmittel hergestellt wurde, nur die 
nach der Lebensmittelgesetzgebung vorge-
schriebenen Angaben der Herkunft gemacht 
werden. Die Angaben müssen in derselben 
Farbe und Grösse und im selben Schrifttyp 
wie die übrigen Angaben im Verzeichnis der 
Zutaten nach Artikel 26 LGV erscheinen. 
Art. 8 Festlegung der Naturprodukte für 
bestimmte Verwendungszwecke 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert werden 
können, auf Begehren hin in Anhang 1 Teil 
C aufnehmen. 


Streichen 
 
 


Vgl. allgemeine Bemerkungen. 
Es ist an den Unternehmen, zu entscheiden, welche Rohstoffe und Zutaten 
sie zur Erzielung einer bestimmten Qualität und für einen bestimmten Ver-
wendungszweck benötigen.  
 


 


2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 


Streichen 
 
 
 
 


Vgl. allgemeine Bemerkungen.  


3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: Streichen Vgl. allgemeine Bemerkungen.  


a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte nicht 
für die Herstellung des Lebensmittels eig-
nen; 


Streichen Vgl. allgemeine Bemerkungen.  


b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 


Streichen Vgl. allgemeine Bemerkungen.  


c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt 
werden kann. 


Streichen Vgl. allgemeine Bemerkungen.  


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit schafft sie 
nur Unsicherheit. Weil sie auch nicht nötig ist (relevant sind nur die Rohstof-
fe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness       
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione DSM 
Dachverband Schweizerischer Müller 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Lorenz Hirt, Geschäftsführer 
031 356 21 21 
hirt@thunstrasse28.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Thunstrasse 82 
3000 Bern 6 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der Entwurf für die Verordnung über die Herkunftsangabe Schweiz bei Lebensmitteln (E-HASLV) ist für die Unternehmen der schweizerischen Müh-
lenwirtschaft in vielen Punkten nicht praxistauglich. Eine umfassende Überarbeitung des Entwurfs ist nötig, ansonsten drohen neue bürokratische 
Hindernisse und eine weitere Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Mühlen in der Schweiz.  
 
Generelle Stellungnahme 


Betreffend der generellen Stellungnahme verweisen wir auf die Vernehmlassungsantwort der Foederation der Schweizerischen Nahrungsmittel-
Industrien (fial), unseres Dachverbandes. Wir beschränken uns auf die für die Müllerei spezifischen Aspekte.  


 


Der E-HASLV ist in mehreren Punkten nicht praxistauglich. Aus Sicht der Mühlenwirtschaft besonders ins Gewicht fallen dabei die Modalitäten 
zur Berechnung der Swissness bei zusammengesetzten Zutaten und Halbfabrikaten. Diese müssten gemäss erläuterndem Bericht des BLW 
für die Berechnung in ihre einzelnen Bestandteile aufgelöst werden (S. 5 Erläuterungen HASLV). Dies ist aber z.B. gerade bei Mehl sehr prob-
lematisch, da dann nicht mehr (wie in den Diskussionen zur Änderung des MSCHG stets betont) das Mehl eine Herkunft hätte, sondern die 
darin enthaltenen Rohstoffe. Wird z.B. einem Weizenmehl aus Qualitätsüberlegungen (wie z.B. 2014 aufgrund der schlechten Erntequalität für 
Backmehle notwendig) ein Anteil ausländischen Weizens zugesetzt, dann wäre nach Ansicht des DSM (und gemäss den Diskussionen im 
Rahmen der Änderung des MSCHG) das Mehl ein Schweizer Mehl, wenn mehr als 80% der in der Schweiz erhältlichen Zutaten aus der 
Schweiz stammen und die Herstellung in der Schweiz erfolgt ist. Dies würde gegenüber dem Abnehmer dann auch so bestätigt; dieser würde 
in seiner Rezeptur das Mehl als Schweizer Zutat einrechnen. Die Idee des BLW, solche Zutaten in Bezug auf die Swissness-Berechnung in 
ihre Bestandteile aufzuschlüsseln, ist in der Praxis schlicht nicht umsetzbar.  


 


 







 
 


  


3/7 


 
 


Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 3 Zollanschlussgebiete und Grenz-
gebiete 
Die folgenden Flächen im Ausland gelten als 
Ort der Herkunft nach Artikel 
48 Absatz 4 MSchG: 


   


a. die Zollanschlussgebiete Liechtenstein, 
Büsingen und Campione d’Italia; 


   


b. die angestammten Flächen schweizeri-
scher Landwirtschaftsbetriebe in der auslän-
dischen Grenzzone nach Artikel 17 Absatz 2 
der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung 
vom 7. Dezember 1998. 


die als landwirtschaftliche Nutzflächen gelten-
den Flächen schweizerischer Landwirtschafts-
betriebe in der ausländischen Grenzzone nach 
Artikel 17 Absatz 1 der Landwirtschaftlichen 
Begriffsverordnung vom 7. Dezember 1998. 


Eine unterschiedliche Behandlung der angestammten und der anderen, im 
Ausland liegenden Flächen eines Betriebes mit Sitz in der Schweiz oder im 
Fürstentum Lichtenstein lehnen wir ab. Einerseits ist eine Gleichbehandlung 
für die Planbarkeit der Fruchtfolge dieser Landwirtschaftsbetriebe wichtig, 
zumal sonst die Erntemengen aus den im Ausland liegenden Flächen sepa-
rat vermarktet werden müssen, obwohl die gleichen ökologischen Anforde-
rungen gelten. Andererseits wäre diese separate Vermarktung logistisch für 
die Sammelstellen und ihre nachgelagerten Betriebe nicht umsetzbar, da 
bereits heute die Lagerkapazitäten in den Sammelstellen eingeschränkt 
sind. 
 


 


Art. 4 Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer Rohstoffe nach 
Artikel 48b Absatz 2 MSchG erfolgt auf der 
Grundlage der Rezeptur. 


 
 
 
 
 
 
 
Zusätzlicher zweiter Absatz: 
2 Erfüllt eine Zutat die Voraussetzungen der 
Herkunftsangabe „Schweiz“, so gilt sie für die 
Berechnung des Mindestanteils schweizeri-
scher Rohstoffe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer Rohstoff.   
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäss Anhang II - Erläuternder Bericht zum Swissness Ausführungsrecht 
müssten bei zusammengesetzten Zutaten und Halbfabrikaten die Rohstoffe 
einzeln berücksichtigt werden, was in der Praxis nicht umsetzbar ist (vgl. 
oben).  


 


 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen 
werden Naturprodukte, die: 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen wer-
den: 


  


a. aufgrund natürlicher Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


a. Naturprodukte und daraus hergestellte Roh-
stoffe, die aufgrund natürlicher Gegebenheiten 
nicht in der Schweiz produziert werden; 
 
 
 
 


Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A wäre kaum überprüfbar. Der Me-
chanismus bei neu entdeckten exotischen Naturprodukten zur Aufnahme 
von Naturprodukten ist zudem weder im Anhang 1 Teil A noch in Art. 7 defi-
niert. Letztlich sind der Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in Art. 4 
Abs. 2 lit. a überflüssig. Für den Vollzug der Verordnung ist einzig die Posi-
tivliste mit Angabe des Selbstversorgungsgrads in Anhang 2 relevant, die 
damit genügt. Siehe auch Kommentar zu Anhang 1. 


 


Kommentiert [LH1]: Übernommen aus Stellungnahme 
swiss granum. Deckt sich das mit den Interessen des DSM? 
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Unter die Ausnahme von Art. 4 Abs. 2 lit. a fallen nach unserem Verständnis 
alle Naturprodukte, die aufgrund der „natürlichen Gegebenheiten“ (z.B. kli-
matische und geografische sowie auf die Bodenbeschaffenheit gerichtete 
Gegebenheiten) und deren Folgen (Sinnlosigkeit eines gewerblichen An-
baus aufgrund von Aspekten wie geringen Ernteerträgen, natürlichen Anfäl-
ligkeiten oder unverhältnismässigem Aufwand (z.B. Kakao in Tropenhalle) 
nicht in der Schweiz produziert werden. Vor diesem Hintergrund ist das Wort 
„können“ zu streichen.  
 


b. temporär aufgrund unerwarteter oder 
unregelmässig auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 1 Teil B); 


b. Rohstoffe und Zutaten, die temporär auf-
grund unerwarteter oder unregelmässig auftre-
tender Gegebenheiten wie Ernteausfall nicht 
oder nicht in genügender Menge in der 
Schweiz produziert werden. 


Auch bei Zutaten, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen Naturpro-
dukten bestehen, kann eine temporäre Mangellage auftreten; so z.B. bei 
einem Ausfall einer Verarbeitungsanlage, die eine bestimmte Zutat herstellt. 
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, ist zu bürokratisch 
und stellt ein Genehmigungsverfahren dar, das im Widerspruch zum dekla-
rierten Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall steht. 
Anhang 1 Teil B und der Verweis darauf in Art. 4 II b sind deshalb zu strei-
chen. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 7 
 


 


c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungszweck nicht produ-
ziert werden können (Anhang 1 Teil C). 


c. Rohstoffe und Zutaten, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten Verwendungs-
zweck nicht in der erforderlichen Menge erhält-
lich sind. 


Die Ausnahme muss auch sämtliche Zutaten erfassen, die in der Schweiz in 
der nötigen technischen Spezifikation nicht erhältlich sind; unabhängig da-
von, ob die ursprünglichen Naturprodukte in der Schweiz produziert werden 
können oder nicht.  
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, ist zu aufwändig 
und bürokratisch und stellt ein Genehmigungsverfahren dar. Dies steht im 
Widerspruch zum Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr 
im Klagefall. Anhang 1 Teil C und der entsprechende Verweis in Art. 4 II c 
sind deshalb zu streichen. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 8 
 


 


5 Einzelne Naturprodukte und daraus her-
gestellte Rohstoffe sowie Mikroorganismen, 
Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe 
gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben k, l 
und n der Lebensmittel- und Gebrauchsge-
gegenständeverordnung vom 23. November 
2005 (LGV) können bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 


 


a. weder namensgebend noch relevant für 
die wesentlichen Produkteigenschaften des 
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Lebensmittels sind;  
 
b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind. 
 
 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind, das 
heisst pro Zutat weniger als 3 Prozent und 
zusammen weniger als 10 Prozent des gesam-
ten Rohstoffgewichts ausmachen. 
 


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war die Rede von einer 10%-
Schwelle. Diese würde Klarheit schaffen. Zur Verhinderung von Missbräu-
chen erscheint eine zusätzliche Schwelle von 3% pro Zutat angezeigt. 
 


 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Naturprodukten zusammen, so gelten die 
Prozentsätze nach Artikel 48b Absatz 2 
MSchG. 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Zutaten zusammen, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Herkunft und kann bei 
der Weiterverarbeitung vollständig angerech-
net werden, wenn die Anforderungen nach Art. 
48b Abs. 2 MSchG erfüllt sind. 
 
 


Art. 6 Abs. 1 wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmittelher-
steller dafür die Rezepte seiner Lieferanten, die Rezepte von dessen Unter-
lieferanten, die Rezepte von dessen Unterunterlieferanten etc. (d.h. die 
Rezepte der ganzen Kaskade an Lieferanten) kennen müsste bis hin zum 
Naturprodukt. Dem stehen nebst Praktikabilitätsaspekten die legitimen Ge-
heimhaltungsinteressen der Lieferanten entgegen. 
 
Weiter setzen sich Zutaten ihrerseits teilweise aus Rohstoffen verschiedener 
Herkunft zusammen. So z.B. ein Weizenmehl, dem aus Qualitätsaspekten 
(Proteingehalt, Klebergehalt etc.) noch ein kleiner Anteil ausländischen 
Weizens beigemischt wurde. Auch hier ist auf das Mehl als Zutat abzustel-
len, und nicht auf die jährlich (je nach Qualität des Schweizer Weizens) 
ändernden Anteile ausländischen Weizens.  
 


 


3 Darf für ein Lebensmittel die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, aus denen 
das Lebensmittel hergestellt wurde, nur die 
nach der Lebensmittelgesetzgebung vorge-
schriebenen Angaben der Herkunft gemacht 
werden. Die Angaben müssen in derselben 
Farbe und Grösse und im selben Schrifttyp 
wie die übrigen Angaben im Verzeichnis der 
Zutaten nach Artikel 26 LGV erscheinen. 


Streichen Art. 6 Abs. 3 E-HASLV würde z.B. eine Anpreisung „Lasagne mit Schweizer 
Rindfleisch“ künftig verbieten. Dies würde dem Konsumenteninteresse nach 
einer klaren und leicht erkennbaren Information zuwiderlaufen. 
 
Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vorschlag des 
E-HASLV wertbestimmende Inhaltsstoffe aus Schweizer Herkunft nicht mehr 
ausgelobt werden könnten, zum Beispiel eine Backmischung „mit Schweizer 
Mehl“. Dies wäre aus Sicht des „Swissness“-Gedankens kontraproduktiv. 
 


 


Art. 7 Festlegung nicht verfügbarer 
schweizerischer Naturprodukte  
1 Das Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) kann in Anhang 1 Teil 
A die Liste der Naturprodukte, die aufgrund 
der natürlichen Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden können, ändern. 


Streichen Art. 7 ist ersatzlos zu streichen, wenn Anhang 1 gestrichen und ausschliess-
lich mit der Positivliste nach Anhang 2 gearbeitet wird.  
 
Bliebe Anhang 1 Teil A bestehen, so müsste geklärt werden, wie der Me-
chanismus zur Ergänzung der Listeneinträge funktionierte (z.B. wenn in 
Zukunft eine neue Pflanze im Amazonas-Gebiet entdeckt würde.) 
 
 


 


2 Das WBF kann in Anhang 1 Teil B Natur-
produkte befristet aufnehmen, die temporär 
aufgrund von unerwarteten oder unregel-
mässig auftretenden Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder nicht in genügender 
Menge in der Schweiz produziert werden 
können. 


Streichen 
 


Art. 7 Abs. 2 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem an-
gestrebten System der Selbstkontrolle zuwiderläuft. 
 
Als Alternative könnte allenfalls ein Meldeverfahren in Anlehnung an das 
System der Einfuhrbewilligungen für landwirtschaftliche Produkte nach Kon-
tingentszollansatz (KZA) geprüft werden.  
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Art. 8 Festlegung der Naturprodukte für 
bestimmte Verwendungszwecke 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert werden 
können, auf Begehren hin in Anhang 1 Teil 
C aufnehmen. 


Streichen 
 
 


Art. 8 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem angestreb-
ten System der Selbstkontrolle widerspricht. Es ist an den Unternehmen, zu 
entscheiden, welche Rohstoffe und Zutaten sie zur Erzielung einer bestimm-
ten Qualität und für einen bestimmten Verwendungszweck benötigen.  
 
Als Alternative könnte auch hier das bei Art. 7 oben skizzierte Meldeverfah-
ren geprüft werden. 


 


2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 


Streichen 
 
Eventualiter: Keine Konsultationspflicht 
 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und könnte mit Blick auf die nötigen Kon-
sultationen von anderen Organisationen auch zu schwierigen Pattsituatio-
nen führen. 


 


3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: Streichen   


a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte nicht 
für die Herstellung des Lebensmittels eig-
nen; 


Streichen   


b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 


Streichen   


c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt 
werden kann. 


Streichen   


Art. 10 Verwendung der Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhänge 
Werden mit einer Änderung eines Anhangs 
die Anforderungen an die Verwendung der 
Herkunftsangabe «Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses noch 12 
Monate nach Inkrafttreten der Änderung 
hergestellt und mit der Herkunftsangabe 
«Schweiz» in den Verkehr gebracht werden 


 
 
 
Werden mit der Änderung des Anhangs die 
Anforderungen… 
 
                            …so darf dieses noch 24 
Monate nach… 


Wenn es nur noch einen Anhang gibt (siehe dazu oben), ist die Formulie-
rung in Art. 10 entsprechend anzupassen. 
 
Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist zu kurz. Oft liegen Verpackungsvor-
räte (bedruckte Verpackungen) über weit mehr als 12 Monate vor, v.a. bei 
langsam rotierenden Produkten in Verpackungen mit einer hohen Mindest-
auflage (z.B. im Tiefdruckverfahren). Eine Frist von 24 Monate wäre ange-
messen, damit ein Grossteil der Verpackung aufgebraucht werden kann.  
 
Eine Übergangsfrist von 24 Monaten macht auch in Fällen Sinn, in denen 
der Swissness-Selbstversorgungsgrad (SSVG) die Hürde von z.B. 50 % nur 
während eines Jahres überschreitet, z. B. ∅ SSVG 48 % im Jahr 1, ∅ SVG 
52 % im Jahr 2 und ∅ SSVG 49 % im Jahr 3. Hier könnte auf eine Änderung 
verzichtet werden. 
 


 


Art. 11 Übergangsbestimmung 
Lebensmittel, die vor dem Inkrafttreten die-
ser Verordnung hergestellt 
wurden, dürfen noch bis zum 31. Dezember 
2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] 


 
Lebensmittel dürfen noch bis zum 31. Dezem-
ber 2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] mit einer 
Herkunftsangabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt werden. Die bis dahin 


 
Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt ist erst mit Inkrafttreten der 
Verordnung in einer rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann benötigen die 
Unternehmen eine angemessene Zeitspanne für die Vornahme der nötigen 
Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre nach Inkrafttreten pro-
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mit einer Herkunftsangabe, die dem bisheri-
gen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 


produzierten Lebensmittel dürfen danach noch 
bis zum Aufbrauchen der Lagerbestände in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


duzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen so-
dann ohne bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht werden können, um 
ökologisch und wirtschaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen zu vermeiden. 


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit schafft sie 
nur Unsicherheit. Weil sie auch nicht nötig ist (relevant sind nur die Rohstof-
fe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen (vgl. dazu weiter oben). 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. b 
 
Siehe oben zu Art. 2 Abs. 2 lit. c 
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Von:
Gesendet:
An:
Cc:
Betreff:


Stephan Scheuner <Scheuner@swissgranum.ch>
Freitag, 17. Oktober 2014 09:29
swissness


 Stellungnahme der Schweizerischen Brotinformation - 
Ausführungsrecht Swissness


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen zur neuen Gesetzgebung „Swissness“. Die 
Schweizerische Brotinformation setzt sich aus Vertretern der Produzenten, der Müller sowie der Bäcker zusammen. 
Aufgrund dieser Tatsache und ihrer neutralen Position im Markt nimmt sie zur Swissness-Vorlage nicht selber 
Stellung. Wir verweisen daher auf die Stellungnahmen unserer Mitgliederorganisationen (SGPV, DSM, SBC) sowie 
diejenige der swiss granum sowie der Agro Marketing Suisse. 


Weiter bitten wir Sie, unsere Adresse wie im Absender aufgeführt anzupassen. Besten Dank. 


Freundliche Grüsse / Meilleures salutations 


Stephan Scheuner 
Sekretariat / Secrétariat 


Schweizerische Brotinformation SBI 
Postfach 7957 
3001 Bern 


Tel. +41 (0)31 385 72 79 
Fax +41 (0)31 385 72 75 


scheuner@swissgranum.ch 
www.schweizerbrot.ch   www.painsuisse.ch
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Von:
Gesendet:
An:
Cc:
Betreff:


Stephan Scheuner <Scheuner@swissgranum.ch> 
Freitag, 17. Oktober 2014 09:32
swissness


 Stellungnahme des Vereins Schweizer Rapsöl -Ausführungsrecht Swissness


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen zur neuen Gesetzgebung „Swissness“. Der 
Verein Schweizer Rapsöl (vormals Kommission Schweizer Rapsöl) setzt sich aus Vertretern entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette zusammen. Aufgrund dieser Tatsache und seiner neutralen Position im Markt nimmt er zur 
Swissness-Vorlage nicht selber Stellung. Wir verweisen daher auf die Stellungnahmen unserer 
Mitgliederorganisationen sowie diejenige der swiss granum sowie der Agro Marketing Suisse. 


Weiter bitten wir Sie, unseren Namen sowie die Adresse wie im Absender aufgeführt anzupassen. Besten Dank. 


Freundliche Grüsse / Meilleures salutations 


Stephan Scheuner 
Sekretariat / Secrétariat 


Verein Schweizer Rapsöl VSR 
Postfach 7957 
3001 Bern 


Tel. +41 (0)31 385 72 76 
Fax +41 (0)31 385 72 75 


scheuner@swissgranum.ch 
www.raps.ch   www.colza.ch 








DOK 000 005 406 
Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer 


Fédération Suisse des Betteraviers SVZ FSB 
Bern, 16. Oktober 2014 


Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum IGE 
Abteilung Recht & Internationales 
Stauffacherstrasse 65/59g 
3003 Bern 


Belpstrasse 26 
3007 Bern 
Tel. 031 398 52 62 
Fax. 031 385 36 46 
5V2.fsb®sbv-usp.ch 


Stellungnahme Swissness 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur oben erwähnten Vorlage Stellung neh
men zu können. Die Swissness-Vorlage ist von zentraler Bedeutung für die 
Schweizer Zuckerbranche. Die Branche ist durch die Bilateralen Verträge II und die 
Doppelnuliiösung direkt an den europäischen Markt gekoppelt; für verarbeiteten 
Zucker herrscht Freihandel. Dies hat für die Schweizer Produzenten entsprechend 
tiefe Preise für ihre Zuckerrüben zur Folge. Durch den Einzelkulturbeitrag, mit dem 
die Zuckerrübenproduktion gestützt wird, werden die durch die Zuckermarktord
nung von 2006 entstandenen Verluste (Preisabfall aufgrund des WTO-Panels) nur 
teilweise kompensiert. Mit der AP 14-17 wurden die Beiträge zudem, zu unserem 
Unverständnis, massiv gekürzt. 


Als wenn diese Ausgangslage nicht schwierig genug wäre, schafft die EU per 2017 
die Länderquoten für Zucker ab. Experten sind sich einig, dass eine Folge davon 
eine steigende Produktion und, als Konsequenz, sinkende Zuckerpreise sind. Die 
Preise sind im EU- Binnenmarkt seit Anfang Jahr bereits um rund 40% eingebro
chen, mit nicht absehbaren Auswirkungen auf die Schweizer Zuckerindustrie. Die 
Swissness-Vorlage bietet hier mindestens eine zuversichtlich stimmende Perspek
tive. Dass Schweizer Produkte auch Schweizer Rohstoffe enthalten sollen, ist ei
gentlich logisch. Gerade für den Zucker, der veredelt in grossem Stil exportiert wird 
und Teil des Erfolgs der Schweizer Lebensmittelindustrie ist, ist eine vollständige 
Berücksichtigung des inländischen Rohstoffs zwingend und lebensnotwendig. 


Unsere detaillierten Bemerkungen zu den Verordnungen entnehmen Sie bitte der 
beiliegenden Stellungnahme. 







Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer 
Fédération Suisse des Betteraviers SVZ FSB 


Belpstrasse 26 
3007 Bern 
Tel. 031 398 52 62 
Fax. 031 385 36 46 
svz.fsb©sbv-usp.ch 


Wir danken Ihnen für eine kohärente, dem Willen des Parlaments entsprechende, 
Umsetzung der Vorlage. 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer 


Samuel Keiser Irene Vonlanthen 
Präsident Geschäftsführerin 


Beilage: Stellungnahme SVZ 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer (SVZ) 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Irene Vonlanthen 
svz.fsb@sbv-usp.ch 
031 389 52 62 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26 
3007 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:svz.fsb@sbv-usp.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


• Für den Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer, nachfolgend SVZ genannt, ist die Swissness-Vorlage von sehr grosser Bedeutung. “Wo 
Schweiz drauf steht, soll auch Schweiz drin sein.” Wir sind daher äusserst erleichtert, dass das Parlament eine strenge Auslegung der Swissness verab-
schiedet hat. Diese soll nun rasch umgesetzt werden. 


• Es ist aus unserer Sicht unverständlich, dass Sie für die Umsetzung der Gesetzgebung eine so lange Übergangszeit vorschlagen. Während des ganzen 
politischen Prozesses wurde immer wieder unmissverständlich dargelegt, dass heute keine gesetzliche Basis zur Auslobung von “Schweiz” auf Produkten 
existiert. Die zahlreichen Produkte haben also wider das Gesetz mit ihrer Schweizer Herkunft geworben. Es ist nun Zeit, dieser Konsumententäuschung 
Einhalt zu gebieten. Der SVZ beantragt eine Umsetzung per 01.01.2016 und den vollständigen Verzicht auf Übergangsfristen. 


• Selbstversorgungsgrad (SVG): Im Verordnungsentwurf ist eine Definition des Selbstversorgungsgrades mit Inlandverbrauch (Inlandproduktion + Import 
von Rohstoffen) vorgenommen worden. Einerseits wird damit der Tatsache Rechnung getragen, dass auch für die exportierten Produkte genügend Rohstof-
fe vorhanden sein müssen, andererseits kann dadurch der SVG unter eine gesetzliche Schwelle (50 oder 20%) fallen. Das hat zur Konsequenz, dass weni-
ger Rohstoffe inländischer Herkunft verwendet werden müssten. Die Inlandproduktion könnte so ein „Opfer“ des Exporterfolges der Lebensmittelindustrie 
werden. Für die Berechnung des Selbstversorgungsgrades muss die SVG-Formel Inlandproduktion / Inlandverbrauch verwendet werden. Aus Sicht des SVZ 
ist es zudem falsch, dass bei der Berechnung des SVG auch der aktive Veredelungsverkehr berücksichtigt wird.  


• Einige Detailanträge und Kommentare finden Sie untenstehend. Bei den übrigen Punkten sind wir mit Ihrem Vorschlag einverstanden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, Bst. b  


Zollanschluss und Grenzgebiete 
a. die Zollanschlussgebiete Lich-
tenstein, Büsingen und Campio-
ne d’Italia. 
b. die angestammten Flächen 
schweizerischer schweizerischer 
Landwirtschaftsbetriebe in der 
ausländischen Grenzzone, nach 
Artikel 17 Absatz 2 der Land-
wirtschaftlichen Begriffsverord-
nung vom 7. Dezember 1998. 


Der SVZ unterstützt den Vorschlag des Bundes.  
 


 


 


 


 


Art. 4, Abs. 4  


4 Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen, soweit es 
nicht natürliches Mineralwasser 
oder Quellwasser betrifft. 


Wasser, auch Quell- und Mineralwasser, darf nicht dazu verwendet werden, aus ausländi-
schen Rohstoffen, durch Zugabe von Schweizer Wasser, Schweizer Lebensmittel herzustel-
len. Es darf z.B. nicht sein, dass aus importiertem Apfelsaftkonzentrat, durch die Zugabe von 
Schweizer Mineralwasser, ein Schweizer Apfelsaft entsteht. Zudem weisen wir darauf hin, 
dass ca. 40% des in der Schweiz verwendeten Trinkwassers Quellwasser ist (weitere 40% 
stammen aus Grundwasser und die restlichen 20% sind aufbereitetes Oberflächenwasser).  
Unbestritten ist, dass ein Mineral- oder Quellwasser, das abgefüllt in seiner reinen Form an 
Konsumenten abgegeben wird mit Swissness ausgezeichnet werden kann, wenn die Quelle 
in der Schweiz liegt. 


 


 


Art. 9 
 


1 Als Selbstversorgungsgrad gilt 
der Anteil der Inlandproduktion 
am gesamten Inlandverbrauch. 
Zum Inlandverbrauch zählt auch 
der Verbrauch für die Herstel-
lung von Exportprodukten. Der 
gesamte Inlandverbrauch ent-
spricht der Summe der Inland-
produktion und der Importe von 
Rohstoffen. 


Im Verordnungsentwurf ist eine Definition des Selbstversorgungsgrades mit Inlandverbrauch 
(Inlandproduktion + Import von Rohstoffen) vorgenommen worden. Einerseits soll damit der 
Tatsache Rechnung getragen werden, dass auch für die exportierten Produkte genügend 
Rohstoffe vorhanden sein müssen, andererseits kann dadurch der SVG unter eine gesetzli-
che Schwelle (50 oder 20%) fallen. Das hat zur Konsequenz, dass weniger Rohstoffe inländi-
scher Herkunft verwendet werden müssten. Die Inlandproduktion kann so ein „Opfer“ des 
Exporterfolges der Lebensmittelindustrie werden. Daher ist die einfache SVG-Formel Inland-
produktion / Inlandverbrauch zu verwenden. Aus Sicht des SVZ ist es zudem falsch, dass bei 
der Berechnung des SVG auch der aktive Veredelungsverkehr berücksichtigt wird. Dadurch 
sinkt der SVG. Der aktive Veredelungsverkehr wird i.d.R. aus preislichen Gründen gemacht, 
d.h. weil die Exporteure die höheren Schweizer Preise nicht bezahlen wollen. Der Verede-


 


Muster 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


lungsverkehr ist in den meisten Fällen nicht eine Folge der mangelnden Verfügbarkeit der 
Rohstoffe, sondern eine Frage des Preises. Daher ist der Veredelungsverkehr bei der Be-
rechnung des SVG auszuklammern. 


Art. 11  


Lebensmittel, die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung 
hergestellt wurden, dürfen noch 
bis zum 31. Dezember 2018 
2017 [2 Jahre ab Inkrafttreten 
Entscheid des Bundesrates] mit 
einer Herkunftsangabe, die dem 
bisherigen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


Diese Übergangsbestimmung ist nicht nötig. Mit einer Inkraftsetzung der Verordnung per 
1.1.2016 bleibt den Herstellern genügend Zeit. Zudem ist nach bisherigem Recht die Verwen-
dung des Schweizerkreuzes auf Lebensmitteln gar nicht erlaubt. Daher gibt es keine Le-
bensmittel, die von dieser Übergangsbestimmung profitieren können.  
 


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Swisspatat 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Christine Heller 
031 385 36 50 
heller@swisspatat.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26, Postfach 7960, 3001 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom 20. Juni 2014 laden Sie uns ein, zu den Ausführungsverordnungen zur Swissness-Gesetzgebung Stellung zu nehmen. Dafür besten 
Dank. 


Als Branchenorganisation vertritt swisspatat die Interessen ihrer Trägerorganisationen, das heisst jene von Produktion (VSKP), Handel (swisscofel) und 
Industrie (SCFA). Swisspatat begrüsst die Regelung der Swissness im Rahmen der vorliegenden Verordnungsentwürfe. Daneben ist es uns ein Anliegen, 
dass der Vollzug der swissness-Bestimmungen zuverlässig gewährleistet ist. Die Umsetzung der Swissness-Vorlage darf jedoch keinesfalls in eine über-
mässige Bürokratie ausufern.  


Swisspatat bekennt sich zu einer inländischen Kartoffelproduktion. Von der Swissness-Vorlage sind die einzelnen Trägerorganisationen jedoch in unter-
schiedlichem Ausmass betroffen. Wir verweisen daher auf die Stellungnahmen der Trägerorganisationen. 


Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  


Freundliche Grüsse 


Swisspatat 


 


 


Willy Gehriger, Präsident         Christine Heller, Geschäftsführerin 


 


  





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


 
Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione SWISSCOFEL 


Verband des Schweizer Früchte-, Gemüse- und Kartoffelhandels 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Marc Wermelinger, 031 / 380 75 75, marc.wermelinger@swisscofel.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26, Postfach 7954, 3001 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 



mailto:marc.wermelinger@swisscofel.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


SWISSCOFEL ist der Verband des Schweizer Früchte-, Gemüse- und Kartoffelhandels, sowie der Hersteller von küchenfertigen Schnittsalaten. Die Mitglie-
der unseres Verbands repräsentieren rund 86% des Schweizer Marktvolumens mit diesen Produkten, was einem Umsatzvolumen von rund 4 Mia. Schwei-
zer Franken entspricht.    


Wir danken Ihnen, dass Sie uns zur Vernehmlassung eingeladen haben und nehmen gerne Stellung zu den Verordnungsentwürfen.   


Grundsätzliches: 


SWISSCOFEL befürwortet, dass die Zielsetzung des SWISSNESS-Gesetzes im Rahmen dieser Verordnungen erreicht werden soll. Damit dies geschen 
kann, muss die Umsetzung bei allen Anspruchsgruppen jedoch pragmatisch, nachvollziehbar und verständlich sein. Es ist auch darauf zu achten, dass die 
Unternehmen nicht durch administrative und organisatorisch unverhältnismässige Auflagen in der Umsetzung behindert oder von einer Umsetzung sogar 
ausgeschlossen werden. Dies wiederum setzt voraus, dass die Kriterien und Auflagen für die Akteure klar und verständlich dargelegt werden. Wir wünschen 
uns von den zuständigen Amtsstellen entsprechende Umsetzunghlfen. Zudem sollen – zumindest während einer Übergangsfrist – Anlaufstellen definiert 
werden, welche die KMU’s bei der Umsetzung behilflich sind und zur Beantwortung von Fragen zur Verfügung stehen.    


Grossen Wert legen wir darauf, dass die Vorgaben nicht nur durch der Wirtschaft, sondern auch vom Vollzug umgesetzt werden. Wir sind erstaunt, dass die 
Verordnung keine konkreten Angaben über die Vollzugskompetenzen aufweist.    


In der Schweiz fehlende Rohstoffe: Die Differenzierung “ungenügend verfügbarer Rohstoffe in “unerwartet Fehlende” und “saison-bedingt Fehlende” und 
“qualitätiv nicht verfügbare” ist für die Verbraucher völlig unverständlich. Sie führt in der Wirtschaft zudem zu inakzeptablen Ungleichbehandlungen. Es ist 
nicht nach vollziehbar, dass ein Schnittsalat mit 75% inländischen Rohstoffen kein “Schweizer Produkt” sein darf, während gleichzeitig eine Tomatensauce 
aus 100% importierten Spezial-Tomaten ein “Schweizer Produkt” sein soll.   


Die Inkraftsetzung per 1.1.2017 lehnen wir ab. Wir fordern und beantragen, dass die Verordnungen zeitgleich mit einer Revision der Bestimmungen über die 
Herkunftsdeklaration im Lebensmittelrecht erfolgt. Eine Harmonisierung der Vorschriften (SWISSNESS und LMG) ist sowohl aus Sicht der Konsumenten, als 
auch der Wirtschaft unverzichtbar. Wir gehen zudem davon aus, dass nur ein synchrones Vorgehen auch einen verlässlichen Vollzug erlaubt.   


Unterstützen können wir, dass die Übergangs- und Aufbrauchsfristen mindestens 2 Jahre ab Inkraftteten der VO’s laufen werden. In begründeten Fällen 
(z.B. lange Haltbarkeit oder Vorratshaltung) soll auf Gesuch die Aufbrauchfrist durch das EVD verlängert werden können.  


Bezüglich der vorgesehenen Anpassungen der Wappenschutzverordnung besteht dringender Klärungsbedarf, ob die SWISSNESS-Vorgaben sinngemäss 
auch für die Verwendung von kantonalen, regionalen und kommunalen Hoheitszeichen (Wappen) zur Anwendung gelangen.   
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anträge und Bemerkungen. Für Fragen und Lösungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  


Freundliche Grüsse 


Bern, 2. ktober 2014 


 


SWISSCOFEL 


                                                   


Jacques Blondin, Präsident                                          Marc Wermelinger, Geschäftsführer 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 51a Neu: „Die Beweislast gemäss 
Art. 51a gilt nur im Klagefall“. 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um die erforderliche Rechtssicherheit der Unternehmen zu 
schaffen. Es muss unbedingt verhindert werden, dass die Lebensmittelhersteller in eine un-
verhältnismässige Beweisspirale geraten. Der Aufwand den ungerechtfertigten Klagen auslö-
sen, soll durch die Klägerin abgegolten werden.  


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


Muste 







 
 


  


7/12 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


 Art 2 lit. c Ergänzen - Präzisierung 
Klärung der Frage, ob für kantonale, regionale und kommunale Herkunftsangaben die glei-
chen Regeln gelten, wie für nationale. Es braucht eine Synchronisation mit dem Wappen-
schutzgesetz. 


 


Art. 3 lit b  


Ersetzen mit: 
 
„die Flächen schweizerischer 
Landwirtschaftsbetriebe in den 
Grenzgebieten (10km-Gürtel), 
sofern sie in den Bereichen des 
Landwirtschafts-, Lebensmittel- 
und Arbeitsrechts die gleichen 
Anforderungen erfüllen, wie 
Betriebe mit Flächen auf 
Schweizer Territorium“.  


Erweiterung der berechtigten Gebiete:  
 
Eine Differenzierung der Grenzzonen in angestammte und nicht angestammt schafft enorme 
Rechtsungleichheiten. Eine bis 1984 rückwirkende Ausklammerung von Flächen in Grenzzo-
nen die durch Schweizer Landwirte bewirtschaftet werden ist willkürlich und schafft Härtefälle.  
 
Eine Differenzierung von Erzeugnissen aus von Grenzzonen aus der Zeit vor und aus der Zeit 
nach 1984 ist für die nachgelagerten Betriebe und insbesondere auch für den Vollzug in der 
Praxis unmöglich. Es gibt Landwirte die sowohl angestammte als auch andere Flächen in den 
ausländischen Grenzzonen bewirtschaften. Eine Differenzierung ist in der Praxis nicht mög-
lich.    
Vollzug: Mit der Kontrolle der Einhaltung der Schweizer Anforderungen in den Grenzzonen 
können private akkreditierte Inspektionsstellen beauftragt werden, sofern hoheitsrechtliche 
Einschränkungen eine amtliche Kontrolle dieser Flächen verunmöglichen.   
 
 


 


Art 3 lit c (neu) 
„Die staatsvertraglich geregelten 
Freihandelszonen namentlich 
jene von Genf und im Veltlin“ 


Die Erzeugnisse aus diesen Gebieten erfüllen die Schweizer Anforderungen und Auflagen. 
Seit Jahrzehnten werden sie praktisch ausschliesslich für den Schweizer Markt angebaut und 
hier vermarktet. Die meisten dieser Staatverträge kamen auf Bestreben der Eidgenossen-
schaft bzw. der betroffenen Kantone zustande. Seit rund 20 Jahren werden diese Erzeugnis-
se unter der Marke Suisse Garantie angeboten. Dies ist den Konsumenten so bekannt. Ein 
Entzug der Berechtigung der Herkunftsangabe „Schweiz“ hätte voraussichtlich einen fakti-
schen Ausschluss diese Erzeugnisse vom Markt zur Folge. 
Zudem würde hier ein nicht-tarifäres Handelshemmnis aufgebaut, das in klarem Widerspruch 
zum Ziel und Geist dieser Staatverträge steht.  
Eine unterschiedliche Handhabung der Flächen in Liechtenstein und in diesen staatsvertrag-
lich festgelegten Gebieten ist nicht begründbar und auch für den Verbraucher absolut nicht 
nachvollziehbar.  
Ein Ausschluss dieser Flächen hätte für etliche Betriebe in diesen Regionen existentielle Kon-
sequenzen.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


 
 


Art. 4 Absatz 2 lit. a 
 


Zum Anhang 1  (Teil A):  
  
- Listen korrigieren 
- Produkte mit Selbstversor-
gungsgrad „Null“ in Teil C strei-
chen und in Teil A einfügen 
- Listen ergänzen  
- Selbstversorgungsgrad korri-
gieren.  


- Teil A: Die Liste ist unvollständig und muss angepasst werden.   
- Teil A: Produkte mit einem Selbstversorgungsgrad „0“ gehören in den Anhang 1 (und 


nicht in den Anhang 2) 
- Teil A/B: Produkte die saisonbedingt (z.B. im Winter) in der Schweiz nicht verfügbar 


sind, sollen in dieser Zeitperiode gleich behandelt werden, wie jene Produkte die 
überhaupt nicht verfügbar sind (analog Liste Teil A). 


- Die betroffenen Kreise sind dazu anzuhören. 


 


Art. 4 Absatz 2, lit. b 
 


„temporär, saisonal oder auf-
grund unerwarteter (………) 
Gegebenheiten“ 


Eine Differenzierung der ungenügend verfügbaren Rohstoffe in “unerwartet Fehlende” und 
“ernte-bedingt Fehlende”, “saison-bedingt Fehlende” bzw. “qualitätiv nicht Verfügbare” ist für 
die Konsumenten völlig unverständlich und für die Praxis nicht nachvollziehbar. 


Sie führt in der Wirtschaft zudem zu inakzeptablen Ungleichbehandlungen. Es ist nicht nach-
vollziehbar, dass ein Schnittsalat mit 75% inländischem Rohstoffanteil kein “Schweizer Pro-
dukt” sein soll, während gleichzeitig eine Tomatensauce aus 100% importierten “Spezial-
Tomaten” als “Schweizer Produkt” bezeichnet werden darf.  


 


Art. 4, Absatz 2, lit c Anhang 2: Korrekturbedarf 


Teil C: Selbstversorgungsgrad stimmt bei etlichen Produkten nicht (weil aggregiert?) 
 
Anhang 1: Produkte mit Selbstversorgungsgrad Null in Teil C streichen und Teil A einfü-
gen.   


 


 


Art 7, Absatz 1  


„Das WBF kann nach Anhörung 
der interessierten Kreise in An-
hang 1 Teil A die Liste der Na-
turprodukte (….), ändern“. 
  


Die interessierten Kreise können in unterschiedlicher Weise ganz erheblich von einer Auf-
nahme bzw. einer Streichung von Produkten im Anhang 1 Teil A betroffen sein. Es muss si-
chergestellt werden, dass die Gleichartigkeit der Produkte bzw. Qualität und auch die Folgen 
für die Betroffenen angemessen berücksichtigt werden.  


 


Art. 7, Abs. 3 (neu) 


„ Das WBF kann Naturprodukte 
in Anhang 1, Teil A Produkte 
aufnehmen, die zu bestimmen 
Jahreszeiten (saisonbedingt) 
nicht oder nicht in genügender 
Menge angebaut werden kön-


Produkte die saisonbedingt (z.B. im Winter) in der Schweiz nicht verfügbar sind, sollen in 
diesen Zeitperioden gleich behandelt werden, wie jene Produkte die überhaupt nicht ver-
fügbar sind. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


nen.  


Art 9, Absatz 2 Anhang 2 enthält Fehler 
Korrigieren 


Eine Aggregierung von Produkten führt zu einem falschen Selbstversorgungsgrad (Beispiel 
Blattsalate) in dieser Liste. Bei mehreren Produkten wird ein 100% Selbstversorgungsgrad 
attestiert obwohl dies nicht der Fall ist (Randen, Küchenkräuter, Tafeläpfel - s. Zollstatistik). 
Gewisse dieser Produkte erreichen die Vollversorgung nur während der zeitlich begrenzten 
Inlandsaison, in der übrigen Zeit nicht. Selbstversorgungsgrad stimmt nicht bei Blattsalaten. 


 


Art. 11 
Begründeter Antrag auf Verlän-
gerung nach 2 Jahren ermögli-
chen 


Wir unterstützen, dass die Übergangs- und Aufbrauchsfristen grundsätzlich 2 Jahre ab Inkraft-
teten der VO’s dauern. Auf Antrag sollte in begründeten Fällen (z.B. besonders lange Haltbar-
keit oder Vorratshaltung) die Aufbrauchfrist durch das EVD nochmals verlängert werden 
können.  


 


 


Art. 12  Inkraftsetzung synchron mit 
Revision LMG 


Die Inkraftsetzung per 1.1.2017 lehnen wir ab. Wir fordern und beantragen, dass die Verord-
nungen zeitgleich mit einer Revision der Bestimmungen über die Herkunftsdeklaration im 
Lebensmittelrecht erfolgt. Eine Harmonisierung der Vorschriften (SWISSNESS und LMG) ist 
sowohl aus Sicht der Konsumenten, als auch der Wirtschaft unverzichtbar. Wir gehen zudem 
davon aus, dass nur ein synchrones Vorgehen auch einen verlässlichen Vollzug erlaubt.   


 


 


    


Art. XXXX Artikel zum Vollzug fehlt – bitte 
nachreichen. 


Grossen Wert legen wir darauf, dass die Vorgaben nicht nur durch der Wirtschaft, sondern 
auch vom Vollzug umgesetzt werden. Wir sind erstaunt, dass die Verordnung keine konkreten 
Angaben über die Vollzugsorgane aufweist.   


In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf unseren Lösungsvorschlag zu Artikel  3 lit. 
b,  in dem wir vorschlagen, dass in den Grenzzonen die Kontrollen bei Bedarf auch durch 
private, akkreditierte Inspektionsstellen durchgeführt werden können.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


  Keine Bemerkungen  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


    


WSchV / OPAP / OPSP 


Generell Klärung erforderlich 


Bezüglich der vorgesehenen Anpassungen der Wappenschutzverordnung besteht ein drin-
gender Klärungsbedarf ob die SWISSNESS-Vorgaben sinngemäss auch für die Verwendung 
von kantonalen, regionalen und kommunalen Hoheitszeichen (Wappen) zur Anwendug ge-
langen.   


 


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    







 
 


  


12/12 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


    


    


 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






DOK 000 005 408 


Bern, 16. Oktober 2014 


VSKP • USPPT 
Vereinigung Schweizerischer Kartoffelproduzenten 
Union Suisse des producteurs de pommes de terre 


Belpstrasse 26 
3007 Bern 
Tel. 031 381 13 79 
Fax 031 385 36 46 
Kartoffel produzenten@sbv-usp.ch 


Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum IGE 
Abteilung Recht & Internationales 
Stauffacherstrasse 65/59g 
3003 Bern 


Stellungnahme Swissness 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur oben erwähnten Vorlage Stellung nehmen 
zu können. Die Swissness-Vorlage ist von zentraler Bedeutung für die Schweizer 
Landwirtschaft. Die Schweizerischen Kartoffelproduzenten begrüssen die im Marken
schutzgesetz gelegten Grundsteine für eine glaubwürdige Swissness-Regelung. Diese 
darf auf Verordnungsstufe nicht verwässert werden. Weiter fordern wir eine möglichst 
schnelle Umsetzung der Vorlage bis spätestens auf den 1. Januar 2016. Die Auszeich
nung mit dem Schweizerkreuz war bisher nicht erlaubt und ist in Zukunft freiwillig. Es 
ist nicht ersichtlich, dass für nicht für gesetzeskonforme Verpackungen/Produkte eine 
Übergangsfirst von zwei Jahren vorgesehen werden soll. 


Die Schweizerischen Kartoffelproduzenten unterstützen die Stellungnahme des 
Schweizer Bauernverbandes zu den diversen Verordnungen. Eine Ausnahme bildet Art 
3 der Verordnung über die Herkunftsangaben „Schweiz" für Lebensmittel. Die Details 
dazu entnehmen Sie bitte der beigelegten Stellungnahme. 


Wir danken Ihnen für eine kohärente, dem Willen des Parlaments entsprechende Um
setzung der Vorlage. 


Freundliche Grüsse 


Vereinigung Schweizerischer Kartoffelproduzenten 


Ruedi Fischer 
Präsident 


Christa Gerber 
Geschäftsführerin 


Beilage: Stellungnahme der VSKP 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Vereinigung Schweizerische Kartoffelproduzenten VSKP 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Christa Gerber 


031 381 13 79 


Kartoffelproduzenten@sbv-usp.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Belpstrasse 26 


3007 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Mit Schreiben vom 20. Juni 2014 laden Sie uns ein zu den Ausführungsverordnungen zur Swissness-Vorlage Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen dafür.  


Die VSKP unterstütz die detaillierte Stellungnahme zu den diversen Verordnungen des Schweizer Bauernverbandes. Eine Ausnahme ist der unten aufge-
führte Artikel 3 der HASLV.  


 


Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für Lebensmittel HASLV / OIPSD / IPSDA 


 


Art. 3, Bst. b  


Zollanschluss und Grenzgebiete 
a. die Zollanschlussgebiete Lich-
tenstein, Büsingen und Campio-
ne d’Italia. 
b. die angestammten Flächen 
schweizerischer schweizerischer 
Landwirtschaftsbetriebe in der 
ausländischen Grenzzone, nach 
Artikel 17 Absatz 2 der Land-
wirtschaftlichen Begriffsverord-
nung vom 7. Dezember 1998. 


Die VSKP unterstützt den Vorschlag des Bundes.  
 


 


 


 


 


Art. 3, Bst. c (neu) c. Freizonen Genf und St. 
Gingolph  


Die VSKP unterstützt die Ansicht des SBV, dass die Freizonen einen historisch gewachse-
nen, sehr engen Bezug zur Schweiz haben und daher der Swissness-Zone zuzurechnen sind.  
 
Zudem ist es wichtig, dass die Bestimmungen im Lebensmittelrecht für die Deklaration der 
Herkunft von Produkten aus den Freizonen auf die vorliegende Verordnung abgestimmt wer-
den.  
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Schweizer Obstverband 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Georg Bregy, Tel. 041 728 68 10, georg.bregy@swissfruit.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Baarerstrasse 88, 6300 Zug 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch





 
 


  


2/4 


 
 


Allgemeine Bemerkungen 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Ausführungsrecht Swissness danken wir Ihnen bestens. Für die Schweizer Obstbranche ist die neue Verord-
nung über die Verwendung der Herkunftsangabe "Schweiz" für Lebensmittel (HASLV) von vorrangiger Bedeutung. Dazu lassen wir uns gerne wie folgt ver-
nehmen. Wir danken Ihnen zum Voraus für die wohlwollende Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. Gerne sind wir bereit mit Ihnen diese Themen 
nochmals zu besprechen und zu begründen. 


Freundliche Grüsse 


Schweizer Obstverband 


Bruno Jud, Präsident / Georg Bregy, Direktor 


 


Zug, 16. Oktober 2014 
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 HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3  


Aus Gründen der Glaubwürdigkeit befürworten wir eine restriktive Auslegung der Herkunft in 
Bezug auf die Herkunftsangabe «Schweiz», welche nicht weiter geht als im Verordnungsent-
wurf vorgesehen. Die Unterscheidung von Produkten aus angestammten und nicht ange-
stammten Flächen ist in der Praxis schwierig umzusetzen. Eine alternative Regelung wäre ein 
10km-Umkreis um die Grenze. Die Verarbeitung von Swissness-Produkten sollte nur in der 
Schweiz und in den aufgeführten Zollanschlussgebieten ermöglicht werden. 
 


 


Art. 4 Abs. 4 


4 Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen, soweit es 
nicht natürliches Mineralwasser 
oder Quellwasser ist. 


Dies ist unser wichtigstes Anliegen: 
Für die Herstellung von Säften, Getränken oder von Bränden darf nicht das zugegebene 
Wasser (Rückverdünnung aus Konzentrat; Verdünnung des Saftes, Reduktion von Bränden) 
dazu führen, dass trotz Verwendung ausländischer Rohstoffe / Halbfabrikate das Endprodukt 
mit der Herkunftsangabe «Schweiz» ausgezeichnet werden kann. Dabei wird teils gerade 
auch Quellwasser oder Mineralwasser verwendet, weshalb die Formulierung im Entwurf unse-
rem Anliegen nicht genügt. Das zugesetzte Wasser ist in diesen Fällen kein Rohstoff im ei-
gentlichen Sinn, sondern dessen Zugabe ist durch den Produktionsprozess bedingt. Zum 
Beispiel: ein Orangen-Direktsaft hätte den ausländischen Ursprung und ein Orangensaftkon-
zentrat, welches mit Schweizer Mineral- oder Quellwasser (Produktionsprozess) rückverdünnt 
wird, würde die Swissness erhalten!!! 
Für bestimmte, genau zu definierende Endprodukte, bei denen die Zutat Wasser im Vorder-
grund steht (wie Mineralwasser) oder zum Beispiel für Bier (Wasser ist ein wichtiger Bestand-
teil beim Fabrikationsprozess), können Ausnahmen vorgesehen werden, etwa anhand einer 
Positivliste. 
 


 


Art. 4  


Nach diesem Artikel kann beispielsweise ein Joghurt (Früchtenanteil von rund 8%) mit der 
Herkunftsangabe «Schweiz»  ausgezeichnet werden, ohne dass die verwendeten Früchte aus 
der Schweiz stammen. Dies ist aus unserer Sicht wenig glaubwürdig, gerade wenn die Früch-
te namensgebend sind oder auf der Verpackung etwa bildlich speziell hervorgehoben werden, 
wie das oft der Fall ist. 
 


 


Art. 5 Abs. 2  


Diese Regelung erachten wir als problematisch, obwohl sie aus Sicht der Industrie nachvoll-
ziehbar ist. Damit ist möglich, dass in einem bestimmten Warenlos nur ausländische Rohstof-
fe vorkommen und dieses trotzdem mit der Herkunftsangabe «Schweiz» ausgezeichnet wird, 
da in der jährlichen Bilanz die erforderlichen Rohstoffanteile erreicht werden. Aus Sicht der 
Konsumenten wäre das unverständlich. Bei Früchten bestehen unseres Wissens teils sogar 
analytische Methoden, um die schweizerische Herkunft nachzuweisen (Bsp. Aprikosen). Wir 
befürchten negative Auswirkungen auf die Glaubwürdigkeit und damit auf die Marktchancen 
unserer Produkte, wenn in der Öffentlichkeit aufgegriffen wird, dass in der einzelnen Ver-
kaufsverpackung analytisch nachweislich trotz der Herkunftsangabe «Schweiz» keine 
Schweizer Rohstoffe enthalten sind. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Verband Schweizer Pilzproduzenten VSP 
c/o BNPO Schweiz  
Löwenplatz 3 
3303 Jegenstorf  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 


Burkhalter Fritz  
031 763 30 03 
bu@bnpo.ch  


Adresse / Indirizzo 


 


Verband Schweizer Pilzproduzenten VSP 
c/o BNPO Schweiz  
Löwenplatz 3 
3303 Jegenstorf 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
 



mailto:bu@bnpo.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der VSP ist mit der Ausführung der neuen Gesetzgebung grundsätzlich einverstanden.   
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 HASLV / OIPSD / IPSDA 
Anhang 2 
Selbstversorgungsgrad  
Champignons 58% 


Selbstversorgungsgrad von 58% 
auf 77% ändern  


Selbstversorgungsgrad der frischen Champignons berücksichtigen, ohne Konservenchampig-
nons – das sind unterschiedliche Marktsegmente  


 


Anhang 2 
Selbstversorgungsgrad  
Pize a.n.g 3% 


Selbstversorgungsgrad von 3 
auf 35% ändern 


Selbstversorgungsgrad für produzierte Pilze ohne Champignons (und Konserven) berücksich-
tigen. Wildpilze (ausschliesslich importiert) bei der Berechnung nicht einbeziehen, die bilden 
ein anderes Marktsegment.   
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